
REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 
1010Wien,den 28.April 1986 
Stubenring 1 
Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 

Auskunft 

'Zl.35.401/8-2/86 
Mag.Viktor Riedel 

Klappe 6327 Durchwahl 
An das 

Präsidium des Nationalrates 

in 

L 

Wie n Gesetzentwurf 
'~J 'Jf6 ll ....... " ... _ .. ~ .. ___ ....... " .. -GE/l ....... . 

Da~um.L.e.rf.~·_.ec rly'. 

Betrifft: Gesetzesentwurf, mit em as 
Ausländerbeschäftigungsgesetz 
geändert wird; 

Aussendung zur Begutachtung; 

Mit Beziehung auf die Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 

13.Mai 1976, GZ. 600.614/3-VI/2/76, vom 16.Mai 1978, GZ. 600.614/ 

2-VI/2/78, und vom 10.August 1985, GZ. 602.271/1-V/6/85, werden 

anbei 25 Ausfertigungen des gleichzeitig den zur Begutachtung 

berufenen Stellen zugeleiteten Entwurfes eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert wird, samt 

Erläuterungen übermittelt. Die Frist für die Abgabe von 

Stellungnahmen endet mit dem 27.6.1986 . 

2.5 Be i 1 agen : 

Gesetzesentwurf samt 
Erläuterungen 

. -

Für den Bundesminister: 

S t ein b ach 

OVR: 0017001 u. 0017019, LAÄ 0017035 bIs 0017116, AÄ 0015008 bIs 0015954, LIÄ 0017124 bis 0017183 
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Anlage zu Zl. 35.401/8-2/86 

Bundesgesetz vom •••••••••••••• , mit 
dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz 
geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Arti kel I 

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGB1.Nr. 218/1975, 

wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 2 tritt an die Stelle des Punktes am Ende 

der lit. f ein Strichpunkt. Folgende lit. g wird 
angefügt: 

Hg} Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeiten als Be­

richterstatter für ausländische Medien im Wort, Ton 
und Bild für die Dauer ihrer Akkreditierung als Aus­
landskorrespondenten durch das Bundeskanzleramt sowie 
Ausländer hinsichtlich ihrer für die Erfüllung der 
Aufgaben dieser Berichterstatter unbedingt erforder­
lichen Tätigkeiten für die Dauer ihrer Notifikation 
beim Bundeskanzleramt." 

2. § 4 Abs. 3 Z 7 entfällt. 

3. § 4 Abs. 3 Z 8 entfällt. 

4. Im § 4 Abs. 5 tritt an die Stelle des Punktes am 

Satzende ein Beistrich. Folgender Nebensatz wird 
angefügt: 

"sofern es sich nicht um die erstmalige Beschäfti­
gungsaufnahme des Ausländers im Bundesgebiet han­

de 1 t. " 
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5. § 7 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 
"Liegt ein Kontingent mit ganzjähriger Laufzeit vor, 
so darf die Beschäftigungsbewilligung, wenn sie in 
der zweiten Hälfte der Laufzeit erteilt wird, läng­
stens bis sechs Monate nach Ablauf des Kontingentes 

) erteilt werden." 

6. § 7 Abs. 7 lautet: 
"(7) Liegt ein Kontingent mit ganzjähriger Laufzeit 
vor und wird der Antrag auf Verlängerung einer Be­
schäftigungsbewilligung während der Geltungsdauer der 
Beschäftigungsbewilligung eingebracht, gilt diese bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag als 
verlängert. In den übrigen Fällen gilt die Beschäfti­
gungsbewilligung bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
über den Antrag als verlängert, wenn der Antrag spä­
testens vier Wochen vor Ablauf der Beschäftigungsbe­
willigung eingebracht wird." 

7. Im § 11 Abs. 2 lit. a wird der Ausdruck "Abs. 3 Z. 1, 

4, 6, 8 und 12" durch "Abs. 3 Z 1, 4, 6 und 12" er­
setzt. 

8. Dem § 11 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 
"Als Grundlage für die Erteilung eines Sichtvermerkes 
kann die Sicherungsbescheinigung im Anschluß an Be­
schäftigungszeiten im Saisonbereich mit einer Gel­
tungsdauer von bis zu sechs Monaten erteilt werden." 

9a. § 12 Abs. 3 lit. c lautet: 
"cl die Befreiungsscheine für die Dauer der gemäß 
§ 26 Abs. 3 vom Arbeitgeber anzuzeigenden Beschäfti­
gung, ausgenommen Lehrverhältnisse, und zwar nach dem 
dieser Beschäftigung zugrunde liegenden Arbeitsplatz." 
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9b. § 13 Abs. 2 lit. c lautet: 
"c) die Befreiungsscheine, ausgenommen jene fUr Lehr-
1 inge." 

10. § 15 1 autet: 
"§ 15. (1) Einem Ausl~nder ist auf Antrag ein Befrei­
ungsschein auszustellen, wenn er 

1. vom Zeitpunkt der Antragseinbringung zurUckgerechnet 

mindestens acht Jahre im Bundesgebiet ununterbrochen 
gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt (§ 2 Abs. 2) 

2. 

3. 

war, oder 

mit einem österreichischen Staatsbürger verheiratet 
ist und seinen Wohnsitz im Bundesgebiet hat, oder 

das 19. Lebensjahr noch nicht vollendet hat (jugend-

licher Ausländer) und sich wenigstens ein Elternteil 
seit mindestens fUnf Jahren rechtmäßig im Bundesge­
biet aufhält, sofern er sich entweder mehr als die 
halbe Lebenszeit rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehal­
ten hat oder seine Schulpflicht zumindest zur Hälfte 
im Bundesgebiet erfüllt und auch beendet hat. 

(2) Als Beschäftigungszeiten im Sinne des Abs. 1 

Z 1 gelten bis zu 24 Monaten, bei Mutterschaft, sofern 
die Ausländerin Wochengeld, Sonderunterstützung nach dem 
Mutterschutzgesetz 1979, BGB1.Nr. 221, oder Karenz­
urlaubsgeld erhalten hat, bis zu 30 Monaten, auch Zeiten 
(Ersatzzeiten), während derer 

1. der Ausländer auf Grund eines Beschäftigungsverhält­
nisses zu einem Unternehmen, das im Bundesgebiet 
seinen Betriebssitz hat, nach einer mindestens sechs­
monatigen Beschäftigung im Bundesgebiet vorübergehend 

außerhalb des Bundesgebietes beschäftigt war; 
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2. der Ausländer, ohne daß er in einem Beschäftigungs­

verhältnis gestanden ist, arbeitsunfähig war und sich 
im Bundesgebiet aufgehalten hat, sofern und solange 
er während seiner Arbeitsunfähigkeit Leistungen aus 
der Krankenversicherung oder der Unfallversicherung, 
ausgenommen Rentenleistungen, nach dem Allgemeinen 
50zialversicherungsgesetz, BGB1.Nr. 189/1955, erhal­

ten hat; 

3. die Ausländerin sich im Bundesgebiet aufgehalten hat, 
sofern und solange sie Wochengeld aus dem Versiche­
rungsfall der Mutterschaft nach dem Allgemeinen 50-
zialversicherungsgesetz oder 50nderunterstützung nach 
dem Mutterschutzgesetz 1979 erhalten hat; 

4. der Ausländer Arbeitslosengeld, Karenzurlaubsgeld, 
Notstandshilfe oder 50ndernotstandshilfe nach dem 
Arbeislosenversicherungsgesetz 1977, BGB1.Nr. 609, 

bezogen hat oder im Anschluß daran bei einem inländi­
schen Arbeitsamt arbeitsuchend vorgemerkt war; 

5. ein Beschäftigungsverhältnis unbeschadet der Z 2, 3 

und 4 bis zu zwölf Monaten nicht bestanden hat. 

(3) Zeiten, während derer der Ausländer in seinem 
Heimatstaat den Wehrdienst oder den Wehrersatzdienst ab­
geleistet hat, unterbrechen nicht die Fristen der Ab­
sätze 1 und 2; sie werden auf diese Fristen nicht ange­
rechnet. 

(4) Der Befreiungsschein darf jeweils längstens 
für drei Jahre ausgestellt werden. 

.--
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(5) Sind bei Vollendung des 19. Lebensjahres 
eines Ausländers die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 3 er­
füllt, so bleibt der Anspruch auf Ausstellung eines Be­
freiungsscheines bestehen, solange sich der Ausländer 
mit Ausnahme von jeweils höchstens drei Monaten im 
Kalenderjahr ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhält. 

(6) Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Grün­
de kann das Arbeitsamt nach Anh6rung des gemäß § 44a des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGB1.Nr. 31/1969, in der 
Fassung BGB1.Nr. 61/1983 eingerichteten Vermittlungsaus­
schusses eine drei Monate im Kalenderjahr übersteigende 
Abwesenheit vom Bundesgebiet nachsehen. Als berück­
sichtigungswürdige Gründe gelten insbesondere Studien­
aufenthalte und sonstige in der Person des Ausländers 
liegende wichtige soziale, familiäre und gesundheitliche 
Gründe. Zeiten gemäß Abs. 3 bleiben außer Betracht." 
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11. Nach § 15 wird folgender § ISa samt Oberschrift einge­
fügt: 

"Verlängerung 

§ ISa. (1) Für die Verlängerung des Befreiungsscheines 
nach § 15 Abs. 1 Z 1 ist Voraussetzung, daß der Auslän­
der während der letzten drei Jahre im Bundesgebiet un­
unterbrochen gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt (§ 2 
Abs. 2) war. leiten gemäß § 15 Abs. 2 Z 1 bis 5 gelten 
bis zu zw6lf Monaten als Beschäftigungszeiten. Bei Mut­
terschaft verlängert sich dieser Zeitraum auf insgesamt 
15 Monate, sofern die Ausländerin Wochengeld, Sonder­
unterstützung nach dem Mutterschutzgesetz 1979 oder 
Karenzurlaubsgeld erhalten hat. Zeiten gemäß § 15 Abs. 2 
Z 5 dürfen in keinem Fall sechs Monate übersteigen. § 15 
Abs. 3 ist anzuwenden. 

(2) Für die Verlängerung des Befreiungsscheines 
nach § 15 Abs. 1 Z 3 ist Voraussetzung, daß sich der 
Ausländer mit Ausnahme von jeweils h6chstens drei Mona­
ten im Kalenderjahr ununterbrochen rechtmäßig im Bundes­
gebiet aufgehalten hat. § 15 Abs. 6 ist anzuwenden. 

(3) Wird der Antrag auf Verlängerung eines Be­
freiungsscheines rechtzeitig (§ 19 Abs. 5) gestellt, so 
gilt dieser bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 
den Antrag als verlängert." 
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12. § 16 Abs. 1 lit. bund c lauten: 

"b) der Ausl~nder w~hrend der Geltungsdauer des Befrei­

ungsscheines 

aal entweder seine Beschäftigung unbeschadet des 
§ 15 Abs. 2 Z 2 bis 4 länger als sechs Monate 

oder 
bb) seinen Aufenthalt im Bundesgebiet unbeschadet 

des § 15 Abs. 2 Z 1 und des § 15 Abs. 3 sowie 
des Falles einer Nachsicht gemäß § 15 Abs. 6 
länger als drei ~10nate im Kalenderjahr 

unterbricht, 

c) die Voraussetzungen nach § 15 Abs. 1 Z 2 nicht mehr 
vorliegen, sofern für den Ausländer nicht bereits 
§ 15 Abs. 1 Z 1 in Betracht kommt, oder" 

13. Dem § 19 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

"F~llt der Ablauf der Geltungsdauer eines Befreiungs­
scheines in Zeiten eines Auslandsaufenthaltes gemäß § 15 
Abs. 3, so kann der Antrag auf Verlängerung des Befrei-

(' 

ungsscheines bis zu drei Monaten nach Ende dieser Zeiten 
eingebracht werden." 
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14. Dem § 19 f\bs. 7 wird folgender Satz angefügt: 

"Hat dieser f\usländer einen f\nspruch auf einen Befrei­
ungsschein, so ist ihm ein solcher auszustellen." 

15. § 19 Ab s. 8 1 a u te t : 

"(8) Der Befreiungsschein nach § 15 Abs. 1 Z 3 ist im 
Zusammenhang mit einer Arbeitsvermittlung durch die 
Arbeitsmarktverwaltung unabhängig von einem allfälligen 
Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
von Amts wegen auszustellen." 

16. Dem § 19 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

"(9) Bei Anträgen, die auf geringfügige Änderungen des 
Inhaltes oder die Verlänqerung einer Sicherunqsbeschei­
nigung, einer Beschäftigungsbewilligung oder eines Be­
freiungsscheines gerichtet sind, 'kann sich die Prüfung 
der Voraussetzungen auf jene beschränken, die sich än­

dern. Eine solche Prüfung ist nur durchzuführen, wenn 
Umstände oder Tatsachen bekannt werden, die Zweifel am 
weiteren Vorliegen der Voraussetzungen aufkommen lassen." 

17. Dem § 20 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Oie zuständigen kollektivvertragsfähigen Berufsvereini­

gungen bzw. der Verwaltungsausschuß können festlegen, 
daß bei der amtswegigen Erteilung der Beschäftigungsbe­

willigung (§ 19 Abs. 7) sowie in den Fällen der Verlän­
gerung von Beschäftigungsbewilligungen bei entsprechen­

der Arbeitsmarktl age oder bei Vorl iegen persönl ieher Um­
stände der Ausländer die Erteilung der Besehäftigungsbe­
willigung als befürwortet gilt. Dies gilt sinngemäß auch 

fUr die amtswegige Ausstellung von Befreiungsscheinen." 

• 
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18. Im § 23 Abs. 1 wird der Klammerausdruck durch "(§ 44 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGB1.Nr. 31/1969, 

in der Fassung BGB1.Nr. 61/1983)" ersetzt. 

19. Dem § 24 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) Im Falle der amtswegigen Erteilung der Beschäfti­
gungsbewilligung (§ 19 Abs. 7) sind die im Abs. 2 ge­
nannten Kosten aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
zu tragen." 

20. § 26 Abs. 2 lautet: 

"(2) Oie Arbeitgeber sind verpflichtet, die Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses eines Ausländers, für den 
eine Beschäftigungsbewilligung erteilt wurde, unverzüg­
lich dem zuständigen Arbeitsamt anzuzeigen." 

21. Dem § 26 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) Oie Arbeitgeber sind verpflichtet, den Beginn und 

die Beendigung der Beschäftigung eines Ausländers mit 
einem Befreiungsschein unverzüglich dem zuständigen Ar­
beitsamt, den zuständigen kollektivvertragsfähigen Be­
rufsvereinigungen der Arbeitgeber und d~r Arbeitnehmer 
und dem Betriebsrat oder der Personal vertretung anzuzei­
gen. Oie Anzeige des Beschäftigungsbeginnes hat außer den 
Pers~naldaten und der beruflichen Verwendung des Auslän­
ders auch den Beschäftigtenstand, aufgeschlüsselt nach 
In- und Ausländern sowie nach Arbeitern und Angestellten, 
zu enthalten." 
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22. Dem § 27 wird folgender Satz angefügt: 

"Der Hauptverband der Bsterreichischen Sozialversiche­
rungsträger (§ 31 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes, BGB1.Nr. 189/1955) hat insbesondere die zur 

; Durchführung des § 12 Abs. 3 lit. c erforderlichen Daten 
im Zusammenhang mit der An- und Abmeldung von Ausländern 
zur Sozialversicherung den Behörden der Arbeitsmarktver­
waltung zu übermitteln." 

23. § 28 1 autet: 

"§ 28. (1) Personen, die 

1. entgegen dem § 3 einen Ausländer beschäftigen, für 
den weder eine Beschäftigungsbewilligung (§ 4) er­
teilt wurde noch ein Befreiungsschein (§ 15) ausge­
stellt wurde, oder 

2. entgegen dem § 18 die Arbeitsleistungen eines Auslän­
ders, der von einem ausländischen Arbeitgeber ohne 
einen im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz im In­
land beschäftigt wird, in Anspruch nehmen, ohne daß 
für den Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung 
(§ 18 Abs. 1, 4 und 7) erteilt wurde, 

begehen eine Verwaltungsübertretung und sind, sofern die 

Tat nicht nach einer anderen Vorschrift mit strengerer 
Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde 
mit Geldstrafe von 10 000 S bis 60 000 S, im Wiederho­
lungsfalle von 20 000 S bis 120 000 S zu bestrafen. 

.. 
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(2) Personen, die 

1. entgegen dem § 3 Abs. 3, 4 und 5 sowie § 26 Abs. 3 

einen Ausländer beschäftigen, ohne die Beschäftigung 
dem zuständigen Arbeitsamt rechtzeitig anzuzeigen, 

2. entgegen dem § 18 Abs. 3, 5 und 6 die Arbeitsleistun­

gen eines Ausländers, der von einem ausländischen Ar­
beitgeber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen Be­
triebssitz im Inland beschäftigt wird, in Anspruch 
nehmen, ohne die Beschäftigung dem zuständigen Ar­
beitsamt rechtzeitig anzuzeigen, oder 

3. entgegen dem § 26 Abs. 1 den Landesarbeitsämtern und 
Arbeitsämtern sowie den Arbeitsinspektoraten und den 

sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes beru­
fenen Behörden auf deren Verlangen Anzahl und Namen 
der im Betrieb beschäftigten Ausländer nicht bekannt­
geben, die zur OurchfUhrung dieses Bundesgesetzes 

notwendigen Auskünfte nicht erteilen oder in die er­
forderlichen Unterlagen nicht Einsicht gewähren, 

begehen eine Verwaltungsübertretung und sind,sofern die 

Tat nicht nach einer anderen Vorschrift mit strengerer 
Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde 
mit Geldstrafe von 4 000 S bis 30 000 S zu bestrafen. 

(3) Personen, die entgegen dem § 26 Abs. 2 und 3 
die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses eines 
Ausländers nicht unverzüglich dem zuständigen Arbeitsamt 
anzeigen, begehen eine Verwaltungsübertretung und sind, 

sofern die Tat nicht nach einer anderen VorSchrift mit 
strengerer Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwal­
tungsbehörde mit Geldstrafe bis 10 000 S zu bestrafen. 
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(4) Personen, die entgegen dem § 16 Abs. 2 
einen Befreiungsschein (§ 15) vorsätzlich nicht zu­
rückstellen, begehen eine Verwaltungsübertretung und 
sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld­
strafe bis 10 000 S zu bestrafen. 

(5) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 bis 4 

verhängten Geldstrafen fließen dem Reservefonds ge­
mäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 

zu." 

24. Im § 29 entfällt die Wendung "für die Dauer der Be­

sChäftigung." 

25. Der Abschnitt VII entfällt. 

26. Im § 35 wird die bisherige lit. e als lit. f be­
zeichnet. Al s neue lit. e wird eingefüqt: 

" e) hin s ich t 1 ich § 1 Ab s. 2 1 i t. 9 de r B und e s -

kanzler," 
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Art i k e 1 11 

Sonderbestimmung für Jugendliche 

(1) Einem jugendlichen Ausländer bis zur Voll­
endung des 19. Lebensjahres ist eine Beschäftigungs­
bewilligung ohne Prüfung der Voraussetzungen des § 4 
Abs. 1 bzw. 2 zu erteilen, wenn nicht außergewöhnli­
che Verhältnisse auf lokalen Arbeitsmärkten entgegen­
stehen. Weiters ist Voraussetzung, daß 

1. sich der jugendliche Ausländer seit 1. Jänner 1985 
ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, 

2. wenigstens ein Elternteil sich zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes seit mindes­
tens fünf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet auf­
hält und 

3. der jugendliche Ausländer an einer außerschul i­
schen berufsvorbereitenden Maßnahme teilgenommen 
hat. 

(2) Ist ein Elternteil österreichischer Staats­
bürger, so entfallen die Voraussetzungen nach Abs. 1 
Z 1 und 2: 
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(3) Das Erfordernis der Teilnahme an einer 
außerschulischen berufsvorbereitenden Maßnahme ent­
fällt, wenn der jugendliche Ausländer 

1. sich bereits länger als drei Jahre rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält, 

2. einen Lehrgang zur Erreichung des Hauptschulab­
schlusses besucht hat, oder 

3. bereits länger als ein halbes Jahr im Bundesgebiet 
gemäß dem Ausländerbeschäftigungsgesetz beschäf­
tigt war. 

(4) Nach Vollendung des 19. Lebensjahres des 
Ausländers ist Abs. 1 weiterhin anzuwenden, wenn der 
Ausländer bereits vorher die Voraussetzungen des 
Abs. 1 erfüllt hat und sich mit Ausnahme von jeweils 
höchstens drei Monaten im Kalenderjahr ununterbro­
chen rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält. 
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Art i k e 1 111 

Obergangs- und SChlußbestimmungen 

(I) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1~ Jänner 1987 in 
Kraft. 

(2) Alle bisher auf Grund des § 4 Abs. 3 Z 8 abgegebenen 
Erklärungen (Verpflichtungserklärungen) verlieren mit 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ihre Wirksamkeit. 
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Art i k e 1 IV 

Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

a) hinsichtlich Art. I Z 1 (§ 1 Abs. 2 lit. g) der Bun­

deskanzler, 

b) hinsichtlich Art. 1 Z 3 (§ 4 Abs. 3 Z 81" der Bundes­
minister für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Inneres, 

c) hinsichtlich Art. 111 Abs. 2 der Bundesminister für 

Inneres, 

d) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundes­

"minister für soziale Verwaltung. 
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VOR B L A T T 

Problem und Ziel: 
Das derzeitige System der Zulassung von Ausländern zum Ar­
beitsmarkt unterscheidet nicht ausreichend zwischen Auslän­
dern, welche neu auf dem Arbeitsmarkt auftreten oder nur 
kurze Zeit hier einer Beschäftigung nachgehen, und solchen, 
welche bereits in die österreichische Gesellschaft inte­
griert sind. Aus diesem Grunde sind insbesondere zur Ein­
gliederung von Angehörigen der zweiten Generation in den Ar­
beitsmarkt wesentliche Erleichterungen notwendig. Auch die 
derzeitigen Voraussetzungen für die Erlangung des Befrei­
ungsscheines bei langer Beschäftigungsdauer führen zu sozia­
len Härten und bedürfen daher ein~r Anpassung an den tat­
sächlichen Verlauf der beruflichen Tätigkeit. 

Lösung: 
Einführung eines Befreiungsscheines sowie Erleichterung 
bei der Erteilung der Beschäftigungsbewilligung für 
jugendliche Ausländer der zweiten Generation; 

- Erleichterung der Erlangung des Befreiungsscheines für 
langjährig in Österreich tätige Ausländer; 

- Verlängerung der Geltungsdauer des Befreiungsscheines auf 
drei Jahre; 

- Anspruch der Ausländer auf Kündigungsentschädigung in der 
gleichen Weise wie für Inländer; 

- Behebung der in der Praxis auftretenden Probleme der wech­

selseitigen Abhängigkeit zwischen Beschäftigungsbewilli­
gung und Aufenthaltsberechtigung; 

- Entfall der Haftung des Arbeitgebers für Schubkosten; 
- Verbesserungen im administrativ-technischen Bereich und 

Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung insbesondere im , 
Fall der beruflichen Eingliederung arbeitsloser Ausländer. 

Alternativen: 

Keine 

Kosten: 
Ärztliche Untersuchung lediglich in Einzelfällen. 
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E R L Ä U T E RUN GEN 
--------------------------------------------------

A. ALLGEMEINER TEIL 

Das Ausländer~eschäftigungsgesetz vom 20. März 1975, 

) BGB1.Nr. 218, welches mit 1. Jänner 1976 in Kraft trat, ver­
folgte im wesentlichen zwei Ziele: Einerseits sollte der Zu­
zug von Ausländern zur Arbeitsaufnahme kontrolliert werden 
und nur in einem Umfang erfolgen, daß dadurch keine wirt­
schaftlichen, sozialen und allgemein gesellschaftlichen 
Nachteile zu befürchten wären (siehe dazu die Ausführungen 
im Allgemeinen Teil der Erläuterungen zur Regierungsvorlage, 
Punkt 3, Rechtspolitische Oberlegungen, 1451 der Beilagen zu 
den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. 
GP). Andererseits sollten die zum österreichischen Arbeits­
markt zugelassenen Ausländer für die Zeit ihrer Beschäfti­
gung sozial- und arbeitsrechtlich den inländischen Arbeit­
nehmern gleichgestellt und darüber hinaus für ihre besondere 
Situation zusätzliche SChutzbestimmungen (zB hinsichtlich 
des Unterkunftsstandards) vorgesehen werden. 

Die diesen Gesichtspunkten Rechnung tragende Lösung in der 
Form der geltenden Fassung des Ausländerbeschäftigungsge­
setzes fußte auf der Annahme der Rotation der ausländischen 
Arbeitsbevölkerung. Diese Vorstellung ging davon aus, daß 
ausländische Arbeitskräfte im erwerbsfähigen Alter nur für 
kurze Zeit aufgenommen werden, daß sie für einen eng be­
grenzten Zeitraum einen Mangel an Arbeitskräften abdecken 
helfen und unter maximaler Nutzung ihrer Produktivität die 
subjektiven Wirtschaftsziele, wie Ersparnisse zur Reinvesti­
tion im Heimatland, erreichen. Mit ihrer Rückkehr werden sie 
durch andere ausländische Arbeitskräfte ersetzt. 
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Zu dieser Annahme berechtigten damals die in den Jahren vor 
dem Inkrafttreten des Ausländerbeschäftigungsgesetzes gesam­
melten Erfahrungen sowie Ergebnisse sozialwissenschaftlicher 
Untersuchungen dieser Zeit. 

In den frühen 70er Jahren war die Zahl der ausländischen Ar-
'~ beitskräfte relativ kurzfristig von rund 88 OOU (1969) auf 

rund 227 000 (1973) angestiegen, wobei die ausländischen Ar­
beitskräfte selbst von einem nur zeitweiligen Aufenthalt im 
Aufnahmeland ausgingen. 

Sah man in der Rotation eine MögliChkeit, vorübergehende 
SChwierigkeiten bei der Besetzung einer bestimmten Zahl von 
Arbeitsplätzen zu lösen, wobei die Arbeitskräfte, die diese 
Arbeitsplätze einnehmen, keine subjektive Erwartung eines 
längerfristigen Aufenthaltes in Österreich hatten, muß man 
seit Anfang der 8Der Jahre davon ausgehen, daß diese Perso­
nen Österreich bereits verlassen haben. 

Inzwischen stellt sich die Lage allerdings völlig anders 
dar. Mit dem Konjunktureinbruch 1974/1975 und der bis heute 
andauernden Periode relativ niedriger Wachstumsraten verrin­
gerte sich die NaChfrage nach Arbeitskräften. Gleichzeitig 

stieg das Angebot an inländischen Arbeitskräften als Folge 
demographischer EntwiCklungen. Das Ausländerbeschäftigungs­
gesetz hatte unter diesen Umständen (Rotationsannahme) von 
einem wachsenden Inländerangebot bei abgeschwächter Nach­
frage nach Arbeitskräften und damit abnehmendem Arbeits­
kräftemangel auszugehen. Demgemäß wurde in der zweiten 
Hälfte der 7Der Jallre und in den frUhen aOer Jahren eine 
sehr vorsichtige Bewilligungspraxis verfolgt. Dies fUhrte zu 
einer Verringerung der Zahl der ausländischen Arbeitskräfte 
auf rund 139 000 (1984). Da diese Verringerung im wesent­
lichen durch die Verhinderung von Neuzugängen ausländischer 
Arbeitskräfte zum österreichischen Arbeitsmarkt, d.h. durch 
die Nichtersetzung von Abgängen erfolgte, hat sich die 
Struktur der ausländischen Erwerbsbevölkerung in Österreich 
drastisch verändert. 

• 
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Als erste Anzeichen dieser Veränderung sichtbar wurden, hat 
der Bundesminister für soziale Verwaltung eine umfassende 
Analyse der ökonomischen und sozialen Situation der auslän­
dischen Arbeitskräfte beim Österreichischen Institut für 
Wirtschaftsforschung und beim Institut für Höhere Studien in 
Auftrag gegeben (Ausländische Arbeitskräfte in Österreich, 
Forschungsberichte aus Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
Nr. 9, Bundesministerium für soziale Verwaltung, Wien 1985). 
Die Ergebnisse dieser Untersuchungen dokumentieren signifi­
kant die eingetretenen Veränderungen. In ökonomischer Hin­
sicht zeigen sich als Folge der kontinuierlichen Ausländer­
beschäftigung zwei bedeutsame Erscheinungen. Einerseits ist 
eine große Zahl von ausländischen Arbeitskräften seit vielen 
Jahren im selben Unternehmen beschäftigt und gehört somit 
zur eigentlichen Stammbelegschaft, andererseits gibt es 
trotz der insgesamt verminderten Zahl von ausländischen 
Arbeitskräften Wirtschaftsbereiche, die stark auf die Be­
schäftigung ausländischer Arbeitskräfte angewiesen sind. 
Arbeitsplätze mit belastenden Arbeitsbedingungen, Schicht­
arbeit und relativ niedriger Entlohnung werden überpropor­
tional von ausländischen Arbeitskräften besetzt. Die ökono­
mische Untersuchung zeigt deutlich die Schwierigkeiten auf, 
welche die Unternehmen und Wirtschaftszweige durch die Aus­
länderbeschäftigung gemeistert haben, wies aber auch darauf 
hin, daß die starke Bindung der ausländischen Arbeitskräfte 
an die Unternehmen in manchen Fällen strukturkonservierende 
Wirkungen gehabt haben könnte. Wenn letztere Oberlegung als 
Hinweis verstanden werden muß, die Bindung der Arbeitskräfte 
an einzelne Arbeitgeber zu lockern, so zeigte sich umge­
kehrt, in welchem Ausmaß die Beschäftigung ausländischer 
Arbeitskräfte für bestimmte Wirtschaftszweige und für be­
stimmte Tätigkeiten unersetzbar ist. 
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Ebenso wie die Ergebnisse der ökonomischen weisen die der 
sozialwissenschaftlichen Untersuchungen sowie die Statisti­
ken des Bundesministeriums fUr soziale Verwaltung und die 
Ergebnisse der Volkszählung 1981 auf das Ende der Ära der 
Rotation hin. Dies bestätigen darüber hinaus die Erfahrungen 
der Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung und der mit 
problemen der Ausländerbeschäftigung befaßten Beratungsstel­
len der Kammern für Arbeiter und Angestellte und des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes. 

Die sozialwissenschaftliche Untersuchung ergab für das Jahr 
1983 (Befragungszeitpunkt) einen Anteil von 70 vH an allen 
ausländischen Arbeitskräften, die über 10 Jahre in öster­
reich leben. In rund 70 vH der Haushalte von ausländischen 
Arbeitskräften mit Kindern ist zumindest eines dieser Kinder 
in Österreich geboren. Nur noch etwas mehr als 40 vH aller 
ausländischen Arbeitskräfte gab an, von engeren Familienmit­
gliedern getrennt zu leben. 

Diese Tatsachen erklären auch, warum trotz stark abnehmender 
Beschäftigtenzahl die Wohnbevölkerung aus Jugoslawien und 
der Türkei in der zweiten Hälfte der 70er Jahre und Anfang 
der 80er Jahre erheblich zugenommen hat, wie sich im Ver­
gleich der Volkszählungen 1971 und 1981 zeigt. Ein Großteil 
dieser Zunahme der ausländischen Wohnbevölkerung ist auf den 
Familiennachzug und auf die Geburt von Kindern ausländischer 
Arbeitskräfte in Österreich zurückzufUhren. 

Es ist nunmehr offenbar, daß die Vorstellung von einem vor­
übergehenden Aufenthalt der ausländischen Arbeitsbevölke­
rung, wie sie dem Rotationsprinzip entspriCht, angesichts 
dieser Tatsache als überholt betrachtet werden muß. Der 
lange Aufenthalt, der starke FamiliennaChzug, die Geburt und 
Erziehung von Kindern und die starke Verankerung im Beschäf­
tigungssystem haben zumindest auf absehbare Zeit zu einer 
Verlagerung des Mittelpunkts der Lebensorientierung in das 

1 

\ 

1 
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Aufnahmeland geführt. Der Zeitpunkt der Rückkehr in das 
Heimatland wird gegenwärtig häufig mit dem Ende des Erwerbs-

lebens angenommen. 

Damit erscheinen wesentliche Voraussetzungen für die sub­
jektive Integrationsbereitschaft gegeben. Die jugoslawische 
und türkische Arbeitsbevölkerung und ihre Angehörigen sind 
in ihren nationalen, kulturellen und sprachlichen Unter­
schieden ein Teil der österreichischen Gesellschaft ge-

worden. 

Dies zeigt sich am deutlichsten bei den Kindern und Jugend­

lichen. 1981 lebten laut Volkszählung rund 55 000 Personen 
türkischer und jugoslawischer Herkunft mit einem Lebensalter 
unter 20 Jahren in österreich, von denen rund 20 000 Per­
sonen unter einem Lebensalter von sechs Jahren waren. 1982 
besuchten mehr als 22 000 jugoslawische und türkische Kinder 
österreichische Pflichtschulen, von denen wiederum 36 vH die 
ersten beiden Pflichtschulklassen besuchten. Es ist nicht 
überraschend, daß viele dieser Kinder bei der Untersuchung 

angaben, deutsch besser zu sprechen als die Sprache ihres 
Herkunftslandes bzw. Heimatlandes ihrer Eltern. Für die 
große Mehrheit der ausländischen Jugendlichen und Kinder ist 
die soziale Bindung zum Herkunftland bzw. Heimatland der 
Eltern daher wesentlich schwächer als ihre Verankerung in 
österreich. Die Erfahrungen der Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung und der mit der Betreuung und Beratung von 
Ausländern befaßten anderen öffentlichen Institutionen und 
Einrichtungen sowie der Schulverwaltung und der größeren 

Jugendorganisationen weisen darauf hin. 
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Zusammenfassend kann also gesagt werden, daß eine der beiden 
eingangs angeführten Absichten des Gesetzes, nämlich Ar­
beitskräften ohne österreichische Staatsbürgerschaft einen 
ihrer Situation angemessenen sozialen Schutz zu gewähr­
leisten, für die jetzt in österreich lebenden Ausländer 
nicht mehr erfüllt wird; demgegenüber hat sich die andere 
Absicht, nämlich den Zuzug zum österreichischen Arbeitsmarkt 
nur kontrolliert zuzulassen, in der im Ausländerbeschäfti­
gungsgesetz vorgesehenen Form im wesentlichen bewährt. Sie 
ist es auch, die durch strikte Beschränkung eines weiteren 
Zuzugs eine großzügige Besserstellung der de facto in die 
österreichische Gesellschaft integrierten Ausländer ermög­
licht, ohne daß dadurch gesamtgesellschaftliche Probleme 
oder solche für den Arbeitsmarkt befürchtet werden müssen. 

Für diese notwendige Besserstellung ergeben sich folgende 
Ansatzpunkte: 

Die Arbeitsämter wurden und werden zunehmend mit ausländi­
schen Rat- und Arbeitsuchenden, die seit vielen Jahren in 
österreich leben und nicht mehr dem Typus der ausländischen 
Arbeitskraft entsprechen, von dem der Gesetzgeber bei der 
Erlassung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes Mitte der 70er 
Jahre ausgegangen ist, konfrontiert. 

Ebenso muß ausländischen Jugendlichen, die seit vielen 
Jahren in Österreich leben und hier Teile der Schulzeit oder 
die gesamte Pflichtschule absolviert haben, der Zugang zum 
Arbeitsmarkt ermöglicht werden. 
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Sowohl die ausländischen Arbeitskräfte, die schon lange in 
Österreich leben als auch die Jugendlichen gehören ange­
sichts der Verschlechterung der Arbeitsmarktlage seit dem 
Jahre 1981 zu den tendenziell benachteiligten Gruppen des 
Arbeitsmarktes. Gegenwärtig wird diese an und fUr sich un­
günstige Ausgangsposition für den Fall der Arbeitslosigkeit 
durch einzelne Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsge­
setzes noch verschärft. Aber auch fUr die beschäftigten Aus­
länder mit langer Aufenthaltsdauer stellt die alljährliche 
Notwendigkeit der Verlängerung der Beschäftigungsbewilligung 
sowie die Sorge um eine neue Beschäftigungsbewilligung fUr 
den Fall erfolgreicher Arbeitsuche im Anschluß an Arbeits­
losigkeit eine erhebliche psychische und soziale Belastung 
dar. 

Die Untersuchungen haben gezeigt, daß ausländische Arbeits­
kräfte auch mit langem Aufenthalt sowie deren Kinder diese 
rechtliche Sondersituation als Element der besonderen Un­
sicherheit ihrer Lebenssituation wahrnehmen; dies muß sogar 
als starkes Integrationshemmnis bezeichnet werden. 

Diese Ansatzpunkte legen Anpassungen der beschäftigungs­

rechtlichen Situation für längere Zeit in Österreich lebende 
ausländischen Arbeitskräfte sowie der Angehörigen der 
zweiten Ausländergeneration nahe. Die vorliegende Novelle 
soll durch die Neugestaltung der Befreiungsscheinregelung 
für die erste Personengruppe sowie durch die Schaffung der 
Möglichkeit, daß auch jugendliche Ausländer unter bestimmten 
voraussetzungen einen Befreiungsschein erhalten können, 
einen wesentlichen ersten Schritt in diese Richtung dar­
stellen. 
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Eine Ausländerbeschäftigungspolitik, die vom Integrations­
prinzip ausgeht, kann nicht nur in einer gesetzlichen Neure­
gelung durch die vorliegende Novelle das Auslangen finden. 
Eine andere Konsequenz - zu der es freilich keiner zusätz­
lichen gesetzlichen Regelung bedarf - ist eine entsprechende 

C) Handhabung der im ArbeitsmarktfHrderungsgesetz vorgesehenen 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente, in deren Rahmen Betreu­
ungs- und Beratungs- sowie Weiterbildungs- und Schulungsak­
tivitäten fUr diese Personengruppen ausgebaut werden mOssen. 

Die mit der vorgesehenen Novelle vorgeschlagenen Reformen 
sind bewußt vorsichtig gehalten. Sie sollen die sozialpoli­
tisch dringendsten Anpassungen an die geänderte Problemlage 
ermHglichen. Uer Vorteil einer solchen Vorgangsweise ist, 
daß durch sie mit Sicherheit keine Entwicklungen ausgelHst 
werden, die BefOrchtungen fOr den Arbeitsmarkt Nahrung geben 
wUrden, sodaß nach laufender sorgfältiger OberprUfung der 
Erfahrungen aus der neuen Situation allenfalls erforderliche 
weitere gesetzliche Anpassungen mit einem breiten Konsens 
rechnen kHnnen. 

Verfassungsrechtliche Grundlage 

Die Kompetenz des Bundes zur Gesetzgebung und Vollziehung 
der Regelung des Zuganges ausländischer Arbeitnehmer zum 
Arbeitsmarkt in unmittelbarer Bundesverwaltung grUndet sich 
primär auf den in Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG und in Art. 102 
Abs. 2 angefUhrten Tatbestand "Arbeitsrecht". Auch hinsicht­
lich der weiteren von der Novelle mittelbar berUhrten Aspek­
te wie "Regelung und Oberwachung des Eintrittes in das Bun­
desgebiet", "Ein- und Auswanderungswesen", "paßwesen" 
(Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG), "Fremdenpolizei" (Art. 10 Abs. 1 
Z 7) und "Gesundheitswesen" (Art. 10 Abs. 1 Z 12) besteht 
Bundeskompetenz. 
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Personal- und Kostenaufwand 

Zusätzlicher Aufwand entsteht der Arbeitsmarktverwaltung 
nur in Einzelfällen durch die Obernahme der Kosten für die 
ärztliche Untersuchung bei amtswegiger Bewilligungsertei-

) lunge Dem stehen Ersparnisse an Versicherungsleistungen 

gegenüber. 

253/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)28 von 60

www.parlament.gv.at



- 10 -

B. BESONDERER TEIL 

Zu Art. I Z 1 (§ 1 Abs. 2 lit. g): 
Die Tätigkeit der ausländischen Medienvertreter kann natur­
gemäß nur zum Teil von Inländern wahrgenommen werden. Der 

) inländische Arbeitsmarkt wird daher durch die Tätigkeit von 
Auslandskorrespondenten nicht berührt. Die ausländischen 
Medienvertreter werden durch das Bundeskanzleramt - Bundes­
pressedienst im Wege der sogenannten "Akkreditierung" fUr 
ihre Tätigkeit im Bundesgebiet zugelassen, sodaß es nicht 
des zusätzlichen Erfordernisses einer Beschäftigungsbewilli­
g~ng und damit eines zweifachen Zulassungssystems bedarf. Im 
Sinne eines reibungslosen Ablaufes der Tätigkeit wären nicht 
nur die ausländischen Medienvertreter selbst, sondern auch 
die zu deren Unterstützung notwendigen sonstigen Arbeits­
kräfte - internationalen Gepflogenheiten zufolge unterliegen 
diese der Notifikationspflicht an das Bundeskanzleramt -
Bundespressedienst - vom Geltungsbereich des Ausländerbe­
sChäftigungsgesetzes auszunehmen. Die vorgesehene Lösung 
entspricht den Praktiken ausländischer Staaten gegenüber 
österreichischen Medienvertretern und folgt internationalen 
Empfehlungen. 

Zu Art. 1 Z 2 (§ 4 Abs. 3 Z 7): 
Diese Bestimmung, nach der anläßlich der Erteilung einer Be­
schäftigungsbewil1igung keine fremdenpolizeilichen oder paß­
rechtlichen Gründe dem Aufenthalt oder der Beschäftigung des 
Ausländers entgegenstehen dürfen, hatte schon bisher in der 
Praxis eine nicht ganz unumstrittene Stellung. Zum einen ist 
sie eine Vorschrift, die dem Bereich der Fremdenpolizei zu­
zuordnen ist, zum anderen ist ohnehin undenkbar, daß Perso­

nen, gegen die ein Aufenthaltsverbot verhängt wurde, in 
Österreich einer Beschäftigung nachgehen. Es fällt daher 
auch die Beurteilung der in dieser Bestimmung festgesetzten 
Voraussetzungen in die Zuständigkeit des Bundesministeriums 

fUr Inneres und dessen nachgeordneter Dienststellen. 
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Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes aus der jUngsten 
Zeit (zB vom 9.9.1981, Zl. 81/01/0034-5, und vom '16.11.1983, 

Zl. 83/01/0357-5) haben Uberdies zu beachtlichen Rechtsun­
sicherheiten im Zusammenhang mit der Anwendbarkeit dieser 
Bestimmung gefUhrt. Im Hinblick darauf, daß im § 25 ohnehin 
normiert ist, daß die Sicherungsbescheinigung, die Beschäf­
tigungsbewilligung und der Befreiungsschein den Ausländer 
nicht der Verpflichtung entheben, den jeweils geltenden Vor­
schriften über die Einreise und den Aufenthalt nachzukommen, 
erscheint diese Bestimmung entbehrlich. 

Zu Art. I Z 3 und 7 (§ 4 Abs. 3 Z 8 und § 11 Abs. 2 lit. a): 

Die von den Arbeitgebern anläßlich der Erteilung von Be­
schäftigungsbewilligungen einzugehende Haftung zur Tragung 
allenfalls sonst nicht einbringlicher Schubkosten (Ver­
pflichtungserklärung) mußte bisher nur in wenigen Fällen in 
Anspruch genommen werden. Der Aufwand, der mit der Entgegen­
nahme dieser Verpflichtungserklärung durch die Arbeitsämter, 
deren Weiterleitung sowie deren Evidenthaltung im Bereich 
des Bundesministeriums fUr Inneres verbunden ist, steht in 
keinem Verhältnis zu den der Republik Österreich hiedurch 
erspart gebliebenen Schubkosten. 

Da die Voraussetzung der Abgabe einer Verpflichtungserklä­
rung darUber hinaus in vielen Fällen der amtswegigen Ver­
mittlung gemäß § 19 Abs. 7 (Vermittlung von Ausländern, die 
im Bezug von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungs­
gesetz 1977, BGB1.Nr. 609, stehen oder einen Anspruch auf 
solche Leistungen hätten) ein großes Hindernis ist, soll von 
der Beibringung dieser Erklärung in Hinkunft abgesehen 
werden. 
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Zu Art. I Z 4 (§ 4 Abs. 5): 
Diese Bestimmung trägt der geänderten Arbeitsmarktsituation 
Rechnung. In den 70er Jahren war es primäres Ziel, zusätzli­
che Arbeitskräfte unter Zugrunde1egung der von den kollek­
tivvertragsfähigen Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und 

) der Arbeitnehmer vorgeschlagenen, mit Verordnung des Bundes­
ministers für soziale Verwaltung festgesetzten Kontingente 
in einem vereinfachten Verfahr~n fUr eine Beschäftigung auf 
dem inländischen Arbeitsmarkt zuzulassen. Demgegenüber muß 
heute davon ausgegangen werden, .. dpß auch innerhalb des Kon­
tingentrahmens jene ausländischen Arbeitskräfte den Vorzug 
haben sollen, welche in den österreichischen Arbeitsmarkt 
integriert sind. 

Zum Schutz der bereits länger in österreich arbeitenden Aus­
länder, insbesondere auch jener, welche ihren Arbeitsplatz 
verloren haben, soll in Wahrung sozial-humanitärer Ver­
pflichtungen lediglich für diese Gruppe das Kontingentver­
fahren angewendet werden. Ein völliges Absehen von der Prü­
fung der Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes im Falle 
noch freier Kontingentplätze erscheint bei Neuzugängen auf 
dem Arbeitsmarkt aus dem Ausland künftighin nicht mehr ver­

tretbar. 

Die Bestimmung soll schließlich auch dem Umstand Rechnung 
tragen, daß eine durch die Arbeitsmarktlage notwendige Ver­
ringerung der Kontingente zur Vermeidung von negativen Aus­
wirkungen bei Neuzugängen für schon hier lebende ausländi­
sche Arbeitskräfte info1ge des zeitaufwendigen Verfahrens 
zur Änderung der im Verordnungsweg festgesetzten Kontingente 
nicht rasch genug ermöglicht werden kann. 
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Zu Art. I Z 5 (§ 7 Abs. 3): 
Hiebei handelt es sich um eine Richtigstellung; die Bestim­
mung wurde bereits bisher im Sinne der vorgeschlagenen No­
vellierung interpretiert. Werden Ganzjahreskontingente mit 
einer vom Kalenderjahr abweichenden Laufzeit abgeschlossen 
(zB 1.11. bis 31.10. des Folgejahres), so können in Hinkunft 
Bewilligungen bis zu sechs Monate über das Ende des Kontin­
gentes hinaus erteilt werden (im obigen Beispiel ist eine 
Bewilligungserteilung am 10.9. bis 31.4. des Folgejahres 
möglich). Dies war nach dem Wortlaut des Gesetzes bisher nUr 
möglich, wenn die Laufzeit des Ganzjahreskontingentes mit 
dem Kalenderjahr ident war. 

Zu Art. I Z 6 (§ 7 Abs. 7): 
Durch diese Bestimmung soll bei Vorliegen eines Verlänge­
rungsantrages die Beschäftigungsbewilligung nicht nur - wie 
bisher - bis zur Entscheidung über den Antrag in erster 
Instanz, sondern im Falle der Berufung gegen eine ablehnende 
Entscheidung der ersten Instanz bis zur rechtskräftigen Ent­
scheidung der zweiten Instanz als verlängert gelten. 

Derzeit können die Nachteile, die aus der Unterbrechung des 
Arbeitsverhältnisses zwischen Entscheidung in erster und 
zweiter Instanz im Falle der Aufhebung des Ablehnungsbe­
scheides der ersten Instanz entstehen, nicht mehr beseitigt 
werden. Dem ausländischen Arbeitnehmer gehen nämlich nicht 
nur Ansprüche aus der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses 
verloren, sondern er erleidet dadurch auch erhebliche Nach­
teile bei der Berechnung der Zeiten für den Befreiungs­
schein. 

In Anbetracht der in diesem Zusammenhang zahlreich aUfgetre­
tenen Härtefälle wird in sozialer Abwägung der Möglichkeit 
der Weiterbeschäftigung während des Berufungsverfahrens der 
Vorzug gegeben. Diese Bestimmung soll analog auch im Verfah­
ren auf Verlängerung eines Befreiungsscheines gelten (ver­
gleiche Art. I Z 11 und dort § ISa Abs. 3). 
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Zu Art. I Z 8 (§ 11 Abs. 3): 
Ausländische Saisonarbeitskräfte, die für die Dauer der Sai­
sonarbeitslosigkeit in ihr Heimatland fahren wollen, benöti­
gen für die Erlangung eines Wiedereinreisesichtvermerkes 
eine Bestätigung des Arbeitsamtes, wonach zu Saisonbeginn 

; wieder mit der Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 

gerechnet werden kann. 

In Hinkunft sollen solche Bestätigungen in der bereits im 
Gesetz vorgesehenen Form der Sicherungsbescheinigung ausge­
stellt werden können. Derzeit ist diese Vorgangsweise nicht 
möglich, da die Geltungsdauer einer Sicherungsbescheinigung 
gemäß § 11 Abs. 3 mit maximal zwölf Wochen zu befristen ist. 
Im Hinblick auf die mögliche Dauer der Saisonarbeitslosig­
keit bedarf es daher der vorgesehenen Verlängerung der Gel­
tungsdauer auf maximal sechs Monate. 

Zu Art. I Z 9a und b (I 12 Abs. 3 lit. c und § 13 Abs. 2 

lit. cl: 
Nach den Bestimmungen dieses Gesetzesentwurfes können auch 
ausländische Lehrlinge sowie Jugendliche Ausländer, die noch 
gar keinen konkreten Arbeitsplatz anstreben, einen Befrei­
ungsschein erhalten. sofern die Voraussetzungen des § 15 
Abs. 1 Z 3 zutreffen (zweite Generation). Es ist daher er­
forderlich, die Regelungen über die Nichtanrechnung auf Kon­
tingente auf diese Befreiungsscheininhaber auszudehnen. Die 
Voraussetzung dafür, daß das Arbeitsamt auch von der jewei­
ligen Beschäftigungsaufnahme bzw. Aufnahme eines Lehrver­
hältnisses Kenntnis erlangt, ist die in Art. I Z 21 (§ 26 

Abs. 3) des Gesetzesentwurfes normierte Anzeigeverpflich­
tung. Erst im Zusammenhang mit dieser Bestimmung wird eine 
Anrechung von Befreiungsscheinen sinnvoll und eine Zuordnung 
zu den einzelnen Kontingenten überhaupt erst ermöglicht. 
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Darüber hinaus sollen in Hinkunft nicht mehr die bloße 
"Berechtigung", ein Arbeitsverhältnis eingehen zu k6nnen, 
erfaßt und auf Kontingente angerechnet werden, sondern erst 
das auf Grund solcher Berechtigungen konkret eingegangene 
Arbeitsverhältnis. 

§ 13 Abs. 2 lit. c sieht eine analoge Regelung im Falle der 
Festsetzung von H6chstzah1en vor. 

Zu Art. I Z 10 (§ 15): 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Erläuterungen ausge­
führt, sind Ausländer der zweiten Generation - insbesondere 
jene, die in Österreich geboren sind oder zumindest seit 
frühester Jugend in österreich leben - aus pers6nlichen 
GrUnden Uberwiegend nicht in der Lage, in ihr Heimatland 
zurückzukehren. Diese Personen sind so sehr integriert, daß 
ein Obergang in das Berufsleben in der Regel problemlos m6g­
lich ist. Das hohe Maß der Integration in österreich wird 
einerseits durch einen langen Schulbesuch erreicht, kann 
sich jedoch andererseits - wenn dieser durch Auslandsaufent­
halte unterbrochen wurde - durch lange Aufenthaltszeiten in 
Österreich ergeben. Es soll daher jenen Personen, die ihre 
Schulpflicht zumindest zur Hälfte im Bundesgebiet erfüllt 
und auch hier beendet haben sowie jenen, die mehr als die 
halbe Lebenszeit rechtmäßig im Bundesgebiet verbracht haben, 
ein Anspruch auf Ausstellung eines Befreiungsscheines einge­
räumt werden, wenn sich wenigstens ein Elternteil bereits 
seit mindestens fUnf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet auf­
hält (Abs. 1 Z 3). 
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Darüber hinaus erweisen sich in der gegenwärtigen Praxis die 
Bestimmungen über die Erlangung des Befreiungsscheines als 
zu eng gefaßt. Arbeitskräfte mit längeren Perioden der Ar­
beitslosigkeit oder Krankheit sowie Frauen mit mehr als 
einer Mutterschaft sind von der Möglichkeit der Erlangung 
eines Befreiungsscheines ausgeschlossen, weil die sogenann­
ten Ersatzzeittatbestände für die Anspruchsbegründung solche 
Zeiten lediglich in einem zu kurzen Ausmaß vorsehen. Dies 
entsprach der Arbeitsmarktlage Anfang der 7Der Jahre, in 
denen Arbeitslosigkeit eine seltene, aber sicherlich nur 

kurze Unterbrechung der Beschäftigung bedeutete. 

Mitte der 8Der Jahre gehört demgegenüber Arbeitslosigkeit in 
manchen Beschäftigungsbereichen zum normalen Ablauf einer 
Berufslaufbahn. Dazu kommt noch das' vor allem für jüngere 
Arbeitskräfte mit ausländischer Staatsbürgerschaft relevante 
problem, daß sie wegen der Verpflichtung zum Ableisten des 
Militärdienstes im Heimatstaat ihre Beschäftigung unter­

brechen müssen. 

Die im vorliegenden Entwurf enthaltene Befreiungsscheinrege­
lung berücksichtigt nun alle diese Einschnitte in der Be­
schäftigung, ohne das Grunderfordernis der achtjährigen Be­
schäftigung bzw. der Integration in den österreichischen Ar­
beitsmarkt aufzugeben (Abs. 1 und 2). Dies erscheint deshalb 
nötig, weil zwar drei Viertel aller ausländischen Arbeits­
kräfte 1983 länger als acht Jahre in österreich lebten, aber 
von diesen nur knapp 40 vH. einen Befreiungsschein hatten. 

Um Härtefälle bei der Berechnung der Zeiten für die Erlan­
gung des Befreiungsscheines zu vermeiden, sollen Beschäfti­
gungszeiten, die vor der Ableistung des Wehrdienstes im Hei­
matstaat liegen, nicht mehrverlorengehen, sondern zu den 
späteren Beschäftigungszeiten hinzugerechnet werden können 

(Abs. 3). 
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1m Hinblick auf den hohen Integrationsgrad sowohl der Aus­
länder der zweiten Generation als auch jener Ausländer, die 
mit einem österreichischen Staatsbürger verheiratet sind, 
sowie jener Ausländer, die schon langjährig im Bundesgebiet 
beschäftigt sind, wäre die Geltungsdauer des Befreiungs­
scheines von bisher zwei Jahren auf drei Jahre zu erhöhen. 
Dies soll zugleich eine Verwaltungsvereinfachung mit sich 
bringen (Abs. 4). 

Durch die Abs. 5 und 6 soll sichergestellt werden, daß die 
Beibehaltung des Rechtes auf einen Befreiungsschein gemäß 
Abs. 1 Z 3 (jugendliche Ausländer der zweiten Generation) an 
den Fortbestand der Integrationsmerkmale gebunden wird. Dies 
kommt dadurch zum Ausdruck, daß für die Weitergewährung 
grundsätzlich der Aufenthalt in Österreich Voraussetzung 
ist. Es sollen jedoch kurzfristige Auslandsaufenthalte bis 
zu drei Monaten die Weitergewährung nicht ausschließen. 1m 
Einzelfall soll durch die im Abs. 6 enthaltene Härteklausel 
von der dreimonatigen Frist abgegangen werden können. 

Zu Art. 1 Z 11 (§ 15a): 
Um im Zusammenhang mit der neuen Befreiungsscheinregelung im 
§ 15 Abs. 1 Klarheit über die Voraussetzungen für Verlänge­
rungsfälle zu schaffen, wurde die bisher im § 15 Abs. 2 
1it. e enthaltene Verlängerungsbestimmung herausgelöst und 
zusammen mit dem Verlängerungstatbestand des Befreiungs­
scheines für Ausländer der zweiten Generation in einem eige­
nen § 1Sa zusammengefaßt. 

Jene Befreiungsscheine, für deren Erlangung die Beschäfti­
gungsdauer maßgeblich ist (§ 15 Abs. 1 Z 1), sollen auch 
weiterhin bei Nachweis ausreichender Beschäftigungszeiten 
verlängert werden können, hingegen soll der Befreiungsschein 
für jugendliche Ausländer der zweiten Generation (§ 15 
Abs. 1 Z 3) lediglich an den Fortbestand des im wesentlichen 
ununterbrochenen Aufenthaltes im Bundesgebiet gebunden sein. 
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Keine eigene Verlängerungsbestimmung ist für den Befreiungs­
schein nach § 15 Abs. 1 Z 2 erforderlich, da hier sämtliche 
Voraussetzungen gleichermaßen an1äß1ich der erstmaligen Er­
teilung wie auch bei der Verlängerung vorliegen müssen und 

zu prüfen sind. 

Durch die Bestimmung des Abs. 3 soll analog zu § 7 Abs. 7 
sichergestellt werden, daß die sich aus dem Befreiungsschein 
ergebende Berechtigung nicht schon mit der noch der Anfech­
tung unterliegenden erstinstanz)i~hen Ablehnung verloren 
geht, sondern erst mit der ablehnenden Entscheidung der 

letzten Instanz. 

Zu Art. I Z 12 (§ 16 Abs. 1 lit. bund cl: 
Der § 16 ist an die neuen Bestimmungen in den §§ 15 und 15a 

anzupassen~ 

Zu Art. I Z 13 (§ 19 Abs. 5): 
Im Hinblick auf die Berücksichtigung von Auslandsaufent­
haltszeiten, in denen der Wehrdienst abgeleistet wird (vgl. 
Art. I Z 10 und dort § 15 Abs. 3), ist es notwendig, dem 
Ausländer die Möglichkeit einzuräumen, die Verlängerung des 
Befreiungsscheines auch noch nach Beendigung des Wehr­
dienstes beantragen zu können. 
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Zu Art. I Z 14 und 15 (§ 19 Abs. 7 und 8): 
Im Zusammenhang mit einer Vermittlung durch die Dienststel­
len der Arbeitsmarktverwaltung wurde bereits bisher die Be­
sChäftigungsbewilligung von Amts wegen ausgestellt, ohne daß 
der Arbeitgeber einen eigenen· Antrag stellen mußte. Durch 
die neue Formulierung soll erreicht werden, daß in jenen 
Fällen, in denen eine amtsweg;ge Vermittlung vorgenommen 
wird, bei gegebenen Voraussetzungen anstelle der Beschäfti­
gungsbewilligung ein Befreiungsschein ausgestellt werden 
kann. Aus sozialen Erwägungen soll bei jugendlichen Auslän­
dern der zweiten Generation in diesem Fall unabhängig vom 
Vorliegen eines allfälligen Leistungsanspruches aus der Ar­
beitslosenversicherung vom Erfordernis der Antragstellung 
und der damit verbundenen Kosten abgesehen werden. 

Zu Art. I Z 16 (§ 19 Abs. 9): 
Durch die Ergänzung des § 19 Abs. 8 sollen bisher aufgetre­
tene Unklarheiten bei der Interpretation, wann die Verwal­
tungsvereinfachung Platz greifen soll, beseitigt werden. 

Zu Art. I Z 17 (§ 20 Abs. 2): 
Durch die Anhörung der kollektivvertragsfähigen Berufsver­

einigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in jenen 
Bereichen, wo keine Kontingente festgesetzt sind, bzw. des 
Verwaltungsausschusses im Kontingentüberziehungsverfahren, 
ist das Verfahren der Bewilligungserteilung sehr zeitauf­
wendig. Zudem entsteht in den Fällen, wo die Voraussetzungen 
der amtswegigen Bewilligungserteilung gegeben sind - hier 
besteht ein öffentliches Interesse an der Unterbringung 
eines arbeitslosen Ausländers - die Schwierigkeit, daß das 
Arbeitsamt eine geeignete Arbeitskraft zur Einstellung vor­
schlägt, jedoch vor Anhörung der Interessenvertretungen dem 
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Arbeitgeber keine Zusage gegeben werden kann, ob er für die­
sen Ausländer auch eine Bewilligung erhält. Durch die Neure­
gelung sollen daher die anhörungsberechtigten Gremien in die 
Lage versetzt werden~ im Rahmen des Anhörungsverfahrens ihre 
Stellungnahme auch generell für eine Mehrzahl gleichgelager­
ter Fälle abgeben zu können. Durch eine solche Ermächtigung 
könnte wesentlich dazu beigetragen werden, daß arbeitslose, 
im Leistungsbezug nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
1977, BGBl.Nr. 609, stehende Ausländer rasch eine Arbeit 
aufnehmen können und in Verlängerungsfällen, die gemäß § 19 
Abs. 9 ohnehin nur einem eingeschränkten Prüfungsverfahren 
unterliegen, die Bewilligungserteilung vereinfacht wird. 

Zu Art. I Z 18 (§ 23 Abs. 1): 
Die Zitierung der gesetzlichen Grundlage für die Verwal­
tungsausschUsse bei den Landesarbeitsämtern, deren Rechts­
grundlage seinerzeit im § 76 des Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes 1958 zu finden war, ist der durch die Novelle zum 
Arbeitsmarktförderungsgesetz vom 19.1.1983, BGB1.Nr. 61, 
geschaffenen neuen Rechtslage anzupassen. 

Zu Art. I Z 19 (§ 24 Abs. 3): 
Die Vermittlung gemäß § 19 Abs. 7 scheiterte bislang nicht 
nur an der fehlenden Möglichkeit, eine Bewilligungserteilung 
in Aussicht stellen zu können (vgl. Art. I Z 17), sondern 
auch daran, daß Uem Arbeitgeber anläßlich der Beschäfti­
gungsaufnahme auch noch eine Reihe von finanziellen Bela­
stungen erwachsen (Kosten der ärztlichen Untersuchungen, 
Haftung aus der Verpflichtungserklärung). Im Interesse einer 
raschen Vermittlung von Ausländern, die im Leistungsbezug 
nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 stehen und 
damit hohe Kosten verursachen, erscheint eine Obernahme der 

Kosten für die ärztliche Untersuchung durch die Arbeits­
marktverwaltung im Hinblick auf die damit verbundene Erspar­
nis an Versicherungsleistungen wirtschaftlich gerecht­

fertigt. 
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Die Kostenbelastung von ca. 600 S wird sich nur auf Ein­
zelfälle beschränken, da bei amtswegiger Bewilligungsertei­
lung das Erfordernis des ärztlichen Zeugnisses nur nach 
einem länger als drei Monate dauernden Aufenthalt im Ausland 
gegeben ist. 

Zu Art. I Z 20 und 21 (§ 26 Abs. 2 und 3): 
Nach der geltenden Rechtslage unterliegt gemäß § 26 Abs. 2 
lediglich die Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses, 
für das eine Beschäftigungsbewilligung erteilt wurde, der 
Anzeigepflicht. Durch den Gesetzesentwurf wird die Anzeige­
verpflichtung auf Beginn und Beendigung der Beschäftigungs­
verhältnisse von Befreiungsscheininhabern ausgedehnt. 

Die Z 20 beinhaltet gegenüber der bisherigen Rechtslage 
keine Neuerung, sondern stellt klar, daß bei Beschäftigungs­
bewilligungen lediglich die Beendigung des Beschäftigungs­
verhältnisses (im Hinblick auf § 7 Abs. 6) anzuzeigen ist. 

Die Oberlegungen zur bestehenden Anzeigeverpflichtung gingen 
von der Situation aus, daß nur ein geringer Anteil der aus­
ländischen Arbeitskräfte in den Genuß eines Befreiungsschei­
nes kommt. Es konnte daher in den 70er Jahren davon ausge­
gangen werden, daß dieser Personenkreis, dem das Privileg 
der Freizügigkeit auf dem Arbeitsmarkt zukam, im Hinblick 
auf seine geringe arbeitsmarktpolitische Bedeutung im Rahmen 
der gesamten Ausländerbeschäftigung keiner besonderen Beob­
achtung bedurfte. Die Entwicklung der letzten Jahre zeigt 
jedoch ein ständiges Ansteigen dieses Personenkreises auf 
nunmehr rund ein Drittel der ausländischen Arbeitskräfte. Es 
ist daher notwendig, diese Ausländer im Hinblick auf ihre 
arbeitsmarktpolitische Relevanz und den sich daraus ergeben­
den Konsequenzen (zB bei den Kontingentabschlüssen gemäß 
§ 12) einer genaueren Beobachtung zu unterziehen. In der in 
der Z 21 vorgesehenen Anzeigeverpflichtung der Arbeitgeber 
s~ll daher der Beginn und die Beendigung der Beschäftigung 
eines Befreiungsscheininhabers vorgesehen werden; diese 
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Anzeige soll neben den Personaldaten und der beruflichen 
Verwendung des jeweils zu beschäftigenden Ausländers (analog 
zum Antrag auf Beschäftigungsbewilligung) auch Daten über 
den jeweiligen Beschäftigtenstand im Beschäftigerbetrieb 
erfassen, um auch in Hinkunft die Entwicklung der Ausländer­
beschäftigung strukturell besser beobachten zu können. 

Im übrigen werden die Dienststellen der Arbeitsmarktverwal­
tung erst durch die Anzeigeverpflichtung in die Lage ver­
setzt, konkrete Beschäftigungsverhältnisse den einzelnen 
Kontingenten zuzuordnen (bisher wurden lediglich "Berechti­
gungen", nämlich Befreiungsscheine ohne RUcksicht auf das 
Vorliegen eines tatsächlichen Arbeitsverhältnisses zugeord­
net) und es wird damit eine LUcke im Kontingentsystem ge­
schlossen. 

Zu Art. 1 Z 22 (§ 27): 
Um eine möglichst lUckenlose Kontingentverwaltung durch eine 
laufende Aktualisierung der jeweiligen Kontingentsituation 
im Zusammenhang mit der Anrechnungsbestimmung von Befrei­
ungsscheinen zu erreichen, wird es erforderlich sein, hiefür 
nicht nur die Meldungen der Dienstgeber gemäß § 26 Abs. 3 
heranzuziehen, sondern auch einen regelmäßigen Datenabgleich 
mit dem Hauptverband der Sozial versicherungsträger einzu­
richten. Diese Bestimmung stellt die für solche Ubermittlun­
gen erforderliche gesetzliche Grundlage im Sinne des § 7 
Abs. 1 Z 1 des Datenschutzgesetzes, BGB1.Nr. 565/1978, dar. 

Zu Art. I Z 23 (§ 28): 

Die Neuformulierung des § 28 beinhaltet neben Anpassungen an 
die geänderte Rechtslage auch eine Verdoppelung der Straf­
sätze, die im Hinblick auf die inflationsbedingte Entwick­
lung der Geldentwertung seit Inkrafttreten des Ausländerbe­
schäftigungsgesetzes gerechtfertigt ist. 
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Darüber hinaus hat die bisherige Strafpraxis gezeigt, daß 
ein Oberproportionales Anheben einzelner Mindeststrafsätze 
erforderlich ist, um eine unbewilligte Beschäftigung insbe­
sondere in jenen Branchen, in denen bei erh6hter Ausländer­
beschäftigung ein Lohndruck entsteht, nicht "billiger" zu 

machen als eine bewilligte. 

Zu Art. I Z 24 (§ 19): 
Der geltende § 29 enthält die Regelungsabsicht, dem Auslän­
der fOr die Dauer der tatsächlichen Beschäftigung, für die 
jedoch keine Bewilligung vorlag, gegenüber dem Arbeitgeber 
die gleichen Ansprüche zukommen zu lassen, wie wenn der Be­
schäftigung ein gültiger Arbeitsvertrag zu Grunde gelegen 
wäre. Die Praxis hat jedoch gezeigt, daß es unbillig ist, 
dem Ausländer jene Ansprüche vorzuenthalten, die aus der Be­
endigung eines Arbeitsverhältnisses entstehen, jedoch einen 
Schadenersatz für außerhalb der Dauer der tatsächlichen Be­
schäftigung entstandene Ansprüche, wie zB Kündigungsentschä­
digung, darstellen. Die geänderte Fassung des § 29 soll nun­
mehr sicherstellen, daß der Ausländer im Falle der unbewil­
ligten Beschäftigung (zB in Folge Nichtverlängerung oder 
Nichtbeantragung der Beschäftigungsbewilligung) auch anläß­

lich der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht schlech­
ter gestellt ist als der Inländer. Die Bestimmung soll ins­
besondere verhindern, daß aem Arbeitgeber der ungenehmigte 
Ausländer mangels Anspruch auf Kündigungsentschädigung 

weniger kostet als eine bewilligte ausländische oder 

eine vergleichbare inländische Arbeitskraft. 

Zu Art. I Z 25: 
Die Obergangsbestimmungen des Abschnittes VII (§§ 31 und 32) 
sind heute nicht mehr anwendbar und sind daher aus dem 

Rechtsbestand auszuscheiden. 
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Zu Art. 11 (Sonderbestimmung für Jugendliche): 
Mit der in Art. 11 enthaltenen erleichterten Erlangung der 
Beschäftigungsbewilligung für Jugendliche soll jenen jugend­
lichen Ausländern, die zunächst im Heimatland geblieben und 
erst später im Zuge der Familienzusammenführung nach öster­
reich gekommen sind, unter bestimmten Bedingungen der Zugang 
zum Arbeitsmarkt erleichtert werden. Diese Ausländer erfül­
len keine der für die Erlangung eines Befreiungsscheines re­
levanten Voraussetzungen, weil sie weder die halbe Schul­
pflicht noch die halbe Lebenszeit in Österreich verbracht 
haben, sich aber doch schon längere Zeit im Bundesgebiet 
aufhalten. Im Gegensatz zu jenen jugendlichen Ausländern, 
die durch langwährenden Schulbesuch oder Aufenthalt in 
österreich bereits einen hohen Integrationsgrad aufweisen, 
treten bei diesem Personenkreis noch gewisse Probleme anläß-

1ich des Eintritts in das Berufsleben auf. 

Es soll daher der erleichterte Zugang zum Arbeitsmarkt im 
Regelfall von der Teilnahme an einer außerschulischen be­
rufsvorbereitenden Maßnahme abhängig gemacht werden, wobei 
insbesondere auch sicherzustellen sein wird, daß der jugend­
liche Ausländer für eine Lehrausbildung oder die Ausübung 
eines Berufes auch die nötigen sprachlichen Voraussetzungen 
mitbringt. Allerdings soll die bevorzugte Behandlung an die 
Einreise vor einem Stichtag gebunden werden, um nicht die 
Interessen anderer in österreich schon anwesender bzw. be­
schäftigter Jugendlicher auf dem Arbeitsmarkt zu gefährden. 

Oie Beschäftigungsbewilligung soll in diesen Fällen nicht 

von der Uberprüfung der strengen Voraussetzungen des § 4 
Abs. 1 bzw. 2 abhängig gemacht werden, sondern sie soll 
bei Vorliegen der sonstigen, im § 4 normierten Vorausset­
zungen dann erteilt werden, wenn nicht eine besondere Lage 

des lokalen Arbeitsmarktes entgegensteht. 
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Zu Art. I!! Abs. 2: 
Im Hinblick darauf, daß in Hinkunft die Abgabe einer Ver­
pflichtungserklärung gemäß § 4 Abs. 3 Z 8 nicht mehr erfor­
derlich ist, sind alle in Geltung stehenden Verpflichtungs­
erklärungen für unwirksam zu erklären (siehe Erläuterungen 
zu Art. I Z 3). 
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TEX T G E GEN ÜBE R S TEL L U N G 
========================================= 

geltender Text 

§ 1 (2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
sind nicht aniuwenden auf 

~ 4 (3) Die BeschäftigungsbeWlilLigung darf weiters 
nur erteilt werden, wenn 

7. frem.denpolizeiliche oder paßrechtltiche 
Grunde dem Aufenthalt oder der Beschäf­
tligung des Ausländers nicht entgegenstehen;" 

8. bei' Ausländern, die nicht Staatsangehörige 
von Nachbarstäaten österreichs sind, eine 
schriftliche Erklärung vorliegt, daß die 
Kosten,'die bei der Durchführung eines Auf­
enthaltsverbotes entstehen einschließlich der 
Kosten der Schubhaft und die vom Aus­
länder nicht ersetzt werden können, vom Ar­
beitgeber getragen werden, bis der Ausländer 
das Bundesgebiet verlassen oder ein anderer 
Arbeitgeber eine solche Erklärung für den­
selben Ausländer abgegeben hat; 

Text gemäß Entwurf 

§ 1 (2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
" sind nicht aniuwenden auf 

g) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeiten als Be­

richterstatter fijr ausländische Medien im Wort, Ton 

und Bild für die Dauer ihrer Akkreditierung als Aus­

landskorrespondenten durch das Bundeskanzleramt sowie 
Ausländer hinsichtlich ihrer für die Erfüllung der 

Aufgaben dieser Berichterstatter unbedingt erforder­
lichen Tätigkeiten für die Dauer ihrer Notifikation 

beim Bundeskanzleramt. 

§ 4 Abs. J Z 7 entfällt. 

§ 4 Ab s. J Z 8 e n t fä 11 t. 
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(5) Soweit Kontingente (§ 12) festgesetzt sind, 
entfallen die Prüfung der Voraussetzungen nach 
Abs. 1 und die Anhörung der kollekcivvertrags­
fäliigen Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer gemäß § 20 Abs. 2. 

~ 71 (3) Die Geltungsdauer der im Rahmen Von 
Kontingenten erteilten BeschäftigungsbewilIi_ 
gung ist unter BedachtDAhme auf die Laufzeit 
des betreffenden Kontingentes zu beschränken. 
Soweit Kontingente mit dem Kalenderjahr Z'.:i­
sammenfalIen, darf die Besc:häftigungsbewilIi_ 

gu~g, ~enn sie n~ch dem 1. JuH erteilt wird, je­
weils langstens bIs %um 30. Juni des folgenden 
Kalenderjahres erteilt werden. 

(7) Liegt ein Kontingent mit ganzjähriger Lauf­
zeit vor und wird der Antrag auf Verlängerung 
einer Beschäftigungsbewilligung währe.nd der 
Geltungsdauer der BeschäftigungsbewilIigung ein­
gebracht, gilt diese bis Zur Entscheidung über den 
Antrag in erster Instanz als verlängert. Liegt 
kein Kontingent mit ganzjähriger Laufzeit vor 
und..wird der Antrag spätestens vier Wochen vor 
Ablauf der Beschäftigungsbewilligung eingebracht, 
gilt diese gleic:hfall~ bis zur Entscheidung über den 
Antrag in erster Instanz als verlängert. 

j 11 (2) Die Sicherungsbescheinigung darf nur aus­
gestellt werden, wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. I, 2, 
6,7 oder 8 und Abs.3 Z. 1,4, 6, 8 und 12 
gegeben sind und 

(5) Soweit Kontingente (§ 12) festgesetzt sind, 
entfallen die Prüfung der Voraussetzungen nach 
Abs. 1 und die Anhörung der kollektivvertrags­
fäliigen Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer gemäß § 20 Abs. 2, 

soferne es siCh nicht um die erstmalige Beschdfti. 

gungsaufnahme des Ausldnders im dundesgebiet nano 
deI t. 

g t (3) Die Geltungsdauer der im Rahmen von 
Kontingenten erteilten Beschäftigungsbewilli­
gung ist unter BedachtDAhme auf die Laufzeit 
des betreffenden Kontingentes zu beschränken. 
Liegt ein Kontingent mit ganzjähriger Laufzeit vor, 

so darf die Beschäftigungsbewilligung, wenn sie in 
der zweiten Hälfte der Laufzeit erteilt wird, läng. 
stens bis sechs Monate nach Ablauf des Kontingentes 
erteilt werden. 

(7) Liegt ein Kontingent mit ganzjähriger Laufzeit 
vor und wird der Antrag auf Verlängerung einer Be­
sChäftigungsbewilligung während der Geltungsdauer der 
Beschäftigungsbewilligung eingebracht, gilt diese bis 
zur reChtSkräftigen Entscheidung über den Antrag als 
verlängert. In den übrigen Fällen gilt die Beschäfti­
gungsbewilligung bis zur reChtSkräftigen EntSCheidung 
über den Antrag als verlängert, wenn der Antrag spä­
testens vier Wochen vor Ablauf der BeSChäftigungsbe­
w;lligung eingebraCht wird. 

§ 11 (2) Die Sic:herungsbescheinigung darf nur aus­
gestellt werden, wenn 

. a) die Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. I, 2, 
6, 7 oder 8 und Abs. 3 Z I, 4, 6 und 12 
gegeben sind und i 
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(3) Die Geltungsdauer der Sidterungsbescheini­
gung ist mit länJ;stens zwölf Wochen zu be­
fristen; sie ist in begründeten Fällen zu ver­
längern. 

§ 11. (3) Auf Kontingente sind unbeschadet des § 18 
Abs. 11 anzurechnen 

c) die Befreiungsscheine, und zwar diese je­
weils nadt dem zuletzt festgestellten Ar­
beitsplatz (§ 6 Abs. 1) des Befreiung5S(nein­
inhabers. 

j () (2) Auf die Höchstzahlen sind unbeschadet des 
§ 18 Abs. 11 anzure~nen 

c) die Befreiungsscheine. 

. -, 

(3) Die Geltungsdauer der Sicherungsbescheini­
gung ist mit längstens zwölf Wochen zu be­
fristen; sie ist in begründeten Fällen zu ver­
längern. 

Als Grundlage für die Erteilung eines Sichtvermerkes 

kann die Sicherungsbescheinigung im Anschluß an Be­

scnäftigungszeiten im Saisonbereich mit einer Gel­

tungsdauer von bis zu sechs Monaten erteilt werden. 

S 12 (3) Auf Kontingente sind unbeschadet des § 18 
. Abs. 11 anzurechnen 

cl die Befreiungsscheine für die Dauer der gemäß 
§ 26 Abs. 3 vom Arbeitgeoer anzuzeigenden Beschäfti­

gung, ausgenommen Lehrverhaltnisse, und zwar nJch dem 
dieser Besch3ftigung zugrunde liegenden Arbeitsplatz. 

§ 13 (2) Auf die Höchstzahlen sind unbeschadet des 
§ 18 Abs. 11 anzuredmen 

cl ~ie Befreiungsscheine, ausgenommen jene für Lehr-

1 i ng e . 
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§ 15. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag ein 
Befreiungsschein auszustellen" wenn der Ausländer 

a) vom Zeitpunkt der Antragseinbringung zu­
ruckgerechnet durch mindestens acht Jahre 
im Bundesgebiet ununterbrochen gemäß 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be­
schäftigt (§ 2 Abs. 2) war oder 

b) mit einem österreichischen Staatsbürger ver­
heiratet ist und seinen Wohnsitz im Bundes­
gebiet hat 

und wichtige öffentliche oder gesamtwirtschaft­
liche Interessen nicht entgegenstehen. Ein Aus­
länder, dem ein Befreiungsschein ausgestellt 
wurde, ist berechtigt, eine Beschäftigung auszu­
üben, ohne daß für ihn eine Beschäftigungsbe­
winigung erteilt wurde (§ 3).' 

(2) Als Beschäftigungszeiten im Sinne des Abs. 1 
lit. a gelten bis zu einer Dauer von' insgesamt 
zwölf Monaten, im Falle der Mutterschaft, sofern 
die Ausländerin Wochengeld,Sonderunterstüt­
zung oder Karenzurlaubsgeld erhaJten hat, bis zu 
einer Dauer von insgesamt 15 Monaten,. auch 
Zeiten, während denen 

a) der Ausländer auf Grund eines Beschäfti­
gungsverhältnisses zu einem Unterneh­
men, das im Bundesgebiet seinen Betriebs­
sitz hat, nach einer mindestens sechsmonati­
gen Beschäftigung im Bundesgebiet vor­
übergehend außerhalb des Bundesgebietes 
beschäftigt war; 

b) der Ausländer, ohne daß er in einem' Be­
schäftigungsverhältnis gestanden ist, arbeits­
unfähig war' und sich im Bundesgebiet auf­
gehalten'hat, sofern und solange er während 
seiner Arbeitsunfähigkeit Leistungen aus der 
Krankenversicherung oder der Unfallver­
sicherung, ausgenommen Rentenleistungen, 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz, BGBI. Nr. 189/195'5, erhalten hat; 

§ 15. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag ein Befrei­

ungsschein auszustellen, wenn er 

1. vom Zeitpunkt der Antragseinbringung zurückgerechnet 
mindestens acht Jahre im Bundesgebiet ununterbrochen 
gemäß diesem Bundesgesetz beSChäftigt (§ 2 Abs. 2) 

war, oder 

2. mit einem österreichischen Staatsbürger verheiratet 
ist und seinen Wohnsitz im Bundesgebiet hat, oder 

3. das 19. Lebensjahr noch nicht vollendet hat (jugend­
licher Ausländer) und sich wenigstens ein Elternteil 
seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im Bundesge­
biet aufhält, sofern er sich entweder mehr als die 
halbe Lebenszeit rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehal­
ten hat oder seine Schulpflicht zumindest zur Hälfte 
im Bundesgebiet erfüllt und auch beendet hat. 

(2) Als Beschäftigungszeiten im Sinne des Abs. 1 

Z 1 gelten bis zu 24 Monaten, bei MutterSChaft, sofern 
die Ausländerin wochengeld, Sonderunterstützung nach dem 
Mutterschutzgesetz 1979, BGBI.Nr. 221, oder Karenz­
urlaubsgeld erhalten hat, bis zu 30 Monaten, auch Zeiten 

(Ersatzzeiten), während derer 

1. der Ausländer auf Grund ~ines BeSChäftigungsverhält­
nisses zu einem Unternehmen, das im Bundesgebiet 
seinen ßetriebssitz hat, nach einer mindestens sechs­
monatigen Beschäftigung im Bundesgebiet vorübergehend 
außerhalb des Bundesgebietes beSChäftigt war; 

2. der Ausländer, ohne daß er in einem BeSChäftigungs­
verhältnis gestanden ist, arbeitsunfähig war und siCh 
im Bundesgebiet aufgehalten hat, sofern und solange 
er während seiner Arbeitsunfähigkeit Leistungen aus 
der Krankenversicherung oder der Unfallversicherung, 
ausgenommen Rentenleistungen, nach dem Allgemeinen 
sozialversicherungsgesetz, BGBI.Nr. 189/1955, erhal­

ten hat; 
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c) die Ausländerin sich im Bundesgebiet aufge~ 
halten hat; sofern und solange· sie. W ochen­
geld aus dem Versicherungsfall der Mutter­
schaft nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
iungsgesetz oder Sonderunterstützung nach 
dem Mutterschutzgesetz erhalten hat; 

d) der Ausländer Arbeitslosengeld, Karenz­
urlaubsgeld o~er Notstandshilfe nach dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958, BGBL 
Nr. 199, bezogen hat oder im Anschluß 
daran bei ·einem inländischen ArbeitSamt 
arbeitsuchend v.orgemerkt war; 

e) ein Beschäftigungsverhältnis unbeschadet 
der lit. b, c und d im Falle der erstmaligen 
Ausstellung eines Befreiungsscheines bis zur 

Dauer von einem Monat bzw. im Falle der 
Verlängerung eines Befreiungsscheines bis 
zur Dauer von drei Monaten während der 
Geltungsdauer des jeweils letzten Befrei­
ungsscheines nicht bestand~n hat. 

(3) Der Befreiungsschein darf jeweils längstens 
für die Dauer von zwei Jahren ausgestel!t werden. 

3. die Ausländerin sich im Bundesgebiet aufgehalten hat, 

sofern und solange sie Wochengeld aus dem Versiche­

rungsfall der Mutterschaft nach dem Allgemeinen So­

zialversicherungsgesetz oder Sonderunterstützung nach 

dem Mutterschutzgesetz 1979 erhalten hat; 

4. der Ausländer Arbeitslosengeld, Karenzurlaubsgeld, 

Notstandshilfe oder Sondernotstandshilfe nach dem 

Arbeislosenversicherungsgesetz 1977, BGB1.Nr. 6U9, 

bezogen hat oder im Anschluß daran bei einem inländi­

schen Arbeitsamt arbeitsuchend vorgemerkt war; 

5. ein BeSChäftigungsverhältnis unbeschadet der Z 2, 3 

und 4 bis zu zwölf Monaten nicht bestanden hat. 

(3) Zeiten, während derer der Ausländer in seinem 

Heimatstaat den Wehrdienst oder den Wehrersatzdienst ab­
geleistet hat, unterbrechen nicht die Fristen der Ab­

sätze 1 und 2; sie werden auf diese Fristen nicht ange­
rechnet. 

(4) Der Befreiungsschein darf jeweil s längstens 

für drei Jahre ausgestell t werden. 

(5) Sind bei Vollendun9 des 19. Lebensjahres 

eines Ausländers die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 3 er­

füllt, so bleibt der Anspruch auf Ausstellung eines Be­

freiungsscheines bestehen, solange sich der Ausländer 

mit Ausnahme von jeweils höchstens drei Monaten im 

Kalenderjahr ununterbrochen rechtmäOig im Bundesgebiet 
aufhält. 
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(6) Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Grün­
de kann das Arbeitsamt nach Anhörung des gemäß § 44a des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes. BGBI.Nr. 31/1969. in der 
Fassung BGBI.Nr. 61/1983 eingerichteten Vermittlungsaus­
schusses eine drei Monate im Ka)enderjahr übersteigende 
ADwesenheit vom Bundesgebiet nachsehen. Als berück­
siChtigungswürdige Gründe gelten insbesondere Studien­
aufenthalte und sonstige in der Person des Ausländers 
liegende ~ichtige so~iale. familiäre und gesundheitliche 
Gründe. Zeiten gemäß ·Abs. 3 bleiben außer Betracht. 

Verlängerung 

§ ISa. (1) Für die Verlängerung des Befreiungsscheines 
nach § 15 Abs. 1 Z 1 ist Voraussetzung. daß der Auslän­
der während der letzten drei Jahre im Bundesgebiet un­
unterbrochen gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt (§ 2 
Abs. 2) war. Zeiten gemäß § 15 Abs. 2 Z 1 bis 5 gelten 
bis zu zwölf Monaten als Beschäftigun9szeiten. Bei Mut­
terschaft verlängert sich dieser Zeitraum auf insgesamt 
15 Monate. sofern die Ausländerin Wochengeld. Sonder­
unterstützung nach dem Mutterschutzgesetz 1979 oder 
Karenzurlaubsgeld erhalten hat. Zeiten gemäß § 15 Abs. 2 
Z 5 dürfen in keinem Fall sechs Monate übersteigen. § 15 

Abs. 3 ist anzuwenden. 

(2) Für die Verlängerung des Befreiungsscheines 

nach § 15 Abs. 1 Z 3 ist Voraussetzung. daß sich der 
Ausländer mit Ausnahme von jeweils höchstens drei Mona­
ten im Kalenderjahr ununterbrochen rechtmäßig im Bundes­
gebiet aufgehalten hat. § 15 Abs. 6 ist anzuwenden. 

(3) Wird der Antrag auf Verlängerung eines Be­
freiungsscheines reChtzeitig (§ 19 Abs. 5) gestellt. so 
gilt dieser bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 

den Antrag als verlängert • 
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§ 16. (1) Die mit dem Befreiungsschein ver­
bundene Berechtigung ist zu widerrufen, wenn 

b) der AuSländer entweder seine Beschäftigung 
unbeschadet des S 15 Abs. 2 lit. b, c und d 
oder seinen Aufenthalt unbeschadet des 

. S 15 Abs. 2 lit."a im Bundesgebiedänger als 
insgesamt drei Monate unterbri~t, 

c) die Voraussetzungen nach S 15·Abs. 11it. b. 
. nicht mehr vorliegen, sofern für den Aus­

länder nicht bereits S 1S Abs. 1 lit. a in 
Betracht ~ommt, oder " 

f -19 (5) Der Antrag auf Aussullung einer Siche­
rungsbescheinigung ist vor der Einreise des Aus­
länders . d~r Antrag auf Erteilung einer Beschäf-. -
tigungsbewilligung vor Aufnahme de~ Beschäfti-
gung einzubringen. Der Antrag auf Verlängerung 
einer Beschäftigungsbewilligung ist unbeschadet 
des § 7 Abs. 7 vor Ablauf der Geltungsdauer 
einer bereits erteilten Beschäftigungsbewilligung, 
der Antrag auf Verlängerung eines Befreiungs­
scheines vor Ablauf der Geltungsdauer eines be­
reits ausgestellten Befreiungsscheines einzu­
bringen. 

. -, 

§ 19 

S 16. (1) Die mit dem Befreiungsschein ver­
bundene Berechtigung· ist· zu widerrufen, wenn 

b) der Ausländer während der Geltungsdauer des Befrei­
ungsscheines 

aal entweder seine BeSChäftigung unbeschadet des 

S 15 Abs. 2 Z 2 bis 4 länger als sechs Monate 
oder 

bb) seinen Aufenthalt im Bundesgebiet unbeschadet 
des S 15 Abs. 2 Z 1 und des § 15 Abs. 3 sowie 
des Falles einer Nachsicht gemäß § 15 Abs. 6 
länger als drei Monate im Kalenderjahr 

unterbricht, 

c) die Voraussetzungen nach § 15 Abs. 1 Z 2 niCht mehr 

vorliegen, sofern für den Ausländer nicht bereits 
§ 15 Abs. 1 Z 1 in Betracht kommt, oder 

(5) Der Antrag auf Ausstellung einer Siche­
rungsbescheinigung ist vor der Einreise des Aus­
länders, . d~r Antrag auf Erteilung einer Beschäf­
tigungsbewilligung vor Aufnahme der Beschäfti­
gung einzubringen. Der Antrag auf Verlängerung 
einer Beschäftigungsbewilligung ist unbeschadet 
des S 7 Abs. 7 vor Ablauf der Geltungsdauer 
einer bereits erteilten Beschäftigungsbewilligung, 
der Antrag auf Verlängerung eines Befreiungs­
scheines vor Ablauf der Ge1tungsdauer eines be­
reits ausgestellten Befreiungsscheines einzu­
bringen. 

Fällt der Ablauf der Geltungsdauer eines Befreiungs­
scheines in Zeiten eines Auslandsaufenthaltes gemäß S 15 
Abs. 3, so kann der Antrag auf Verlängerung des Befrei­
ungsscheines bis zu drei Monaten nach Ende dieser Zeiten 
eingebracht werden . 
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(7) Die Beschäftigungsbewilligung ist im Zusam­
menhang mit einer Arbeitsvermittlung durch die 
Arbeitsmarktverwaltung (§ 40 Abs. 1 des Arbeits­
marktförderungsgesetzes) unter Bedachtnahme 
auf § 4 vom zuständigen Arbeitsamt von Amts 
wegen zu erteilen, sofern der Ausländer Leistun­
gen aus der Arbeitslosenversicherung erhält oder 
solche erhalten würde. 

(8) Bei Anträgen, die auf geringfügige hn-· 
derungen des Inhaltes oder die Verlängerung einer 
Sicherungsbescheinigung, einer Beschäftigungsbe­
willigung oder eines Befreiungsscheines gerichtet 
sind, kann sich die Prüfung der Voraussetzungen 
auf jene beschränken, die sich ändern. 

.§ 2 P (2) Soweit iri diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, haben vor Entscheidung über die 
Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung, über 
die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung, so­
fern nicht eine Sicherungsbescheinigung ausgestellt 
wurde, über den Widerruf einer Beschäftigungs­
bewilligung und über die Ausstellung sowie den 
Widerruf eines Befreiungsscheines das Arbeitsamt 
die zuständigen kollektivvertragsfähigen Berufs­
vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer und in den Fällen des § 4 Abs. 6 das 
Landesarbeitsamt den Verwaltungsausschuß an­
zuhören. 

(7) Die Beschäftigungsbewilligung ist im Zusam­
menhang mit einer Arbeitsvermittlung durch die 
Arbeitsmarktverwaltung (§ 40 Abs. 1 des Arbeits­
marktförderungsgesetzes) unter Bedachtnahme 
auf § 4 vom zuständigen Arbeitsamt von Amts 
.wegen zu erteilen, sofern der Ausländer Leistun­
gen aus der Arbeitslosenversicherung erhält oder 
solche erhalten würde. 

Hat dieser Ausländer einen Anspruch auf einen Befrei­

ungsschein. so ist ihm ein solcher auszustellen. 

(8) Der BefreiungSSChein nach § 15 Abs. 1 Z 3 ist im 

Zusammenhang mit einer Arbeitsvermittlung durch die 

Arbeitsmarktverwaltung unabhängig von einem allfälligen 

Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 

von Amts wegen auszustellen. 

(g) Bei Anträgen, die auf geringfügige Änderungen des 

Inhaltes oder die Verlänqerung einer Sicherunqsbeschei­
nigung, einer Beschäftigungsbewilligung oder eines Be­

freiungsscheines gerichtet sind, kann sich die Prüfung 

der Voraussetzungen auf jene beschränken, die sich än­

dern. Eine solche Prüfung ist nur durchzuführen, wenn 

Umstände oder Tatsachen bekannt werden, die Zweifel am 
weiteren Vorliegen der Voraussetzungen aufkommen lassen. 

§lO (2) Soweit ~ diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, haben vor Entscheidung über die 
Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung, über 
die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung, so­
fern nicht eine Sicherungsbescheinigung ausgestellt 
wurde, über den Widerruf einer Beschäftigungs­
bewilligung und über die Ausstellung sowie den 
Widerruf eines Befreiungsscheines das Arbeitsamt 
die zuständigen kollektivvertragsfähigen Berufs­
vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer und in den Fällen des § 4 Abs. 6 das 
Landesarheitsamt den Verwaltungs ausschuß an­
zuhören. 
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§ 23. (1) Die bei den Landesarbeitsämtern be­
stehenden Verwaltungsauschüsse (§ 76 des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes 1958) haben, abge­
sehen von den ihnen nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften übertragenen Aufgaben, bei der 
Erfüllung der den Landesarbeitsämtern obliegen­
den Aufgaben, soweit dies in diesem Bundesgesetz 
vorgesehen ist, mitzuwirken. 

f 2.b (2) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Be­
endigung des Beschäftigungsverhältnisses eines 
Ausländers unverzüglich dem zuständigen 
Arbeitsamt anzuzeigen. 

."< 

Oie zuständigen kollektivvertragsfähigen Berufsvereini­

gungen bzw. der VerwaltungsaussChuO Können festlegen, 

daß bei der amtswegigen Erteilung der Beschäftigungsbe­

willigung (§ 19 Abs. 7) sowie in den Fällen der Verlän­

gerung von Beschäftigungsbewilligungen bei entsprechen­

der Arbeitsmarktlage oder bei Vorliegen persönlicher Um­

stände der Ausländer die.Erteilung der Beschäftigungsbe­

willigung als befürwortet gilt. Dies gilt sinngemäß auch 

für die 'amtsweqige Ausstellung von Befreiungsscheinen • 

. § 23. (1) Die bei den Landesarbeitsänltern be-
stehenden VerwaItungsauschüsse (§ 44 
des Arbeitsmarl<tförderungsgesetzes, BGBI.Nr. 31/1969, in 

der Fassung BGBI-:Nr. 61/1983) haben, abge-
l sehen von den ihnen nach anderen gesetz1ichen 
Vorschriften übertragenen Aufgaben, bei der 
Erfüllung der den Landesarbeitsämtern obliegen­
den Aufgaben, soweit dies in diesem Bundesgesetz 
vorgesehen ist, mitzuwirken. 

s24 (3) Im Falle der amtswegigen Erteilung der Beschäfti­

gungsbewilligung (§ 19 Abs. 7) sind die im Abs. 2 ge­

nannten Kosten aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung 

zu tragen. 

§26 (2) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Beendigung 

des BeSChäftigungsverhältnisses eines Ausländers, für den 

eine Beschäftigungsbewilligung erteilt wurde, unverzüg­

lich dem zuständigen Arbeitsamt anzuzeigen. 
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...................... ------------------~--~---

§ 27. Alle Behörden und Amter, die Bau­
arbeiter-Urlaubskasse, die Träger der Sozialver­
sicherung und die gesetzlichen Interessenvertre­
tungen haben im Rahmen ihres Wirkungs­
bereiches die Landesarbeitsämter und Arbeits­
ämter bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
diesem Bundesgesetz zu unterstützen. 

.... 

/[0 

(3) Oie Arbeitgeber sind verpflichtet. den Beginn und 

die Beendigung der Beschäftigung eines Ausländers mit 
einem Befreiungsschein unverzüglich dem zuständigen Ar­
beitsamt. den zuständigen kollektivvertragsfähigen Be­

rufsvereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
und dem Betriebsrat oder der Personal vertretung anzuzei­
gen. Oie Anzeige des Beschäftigungsbeginnes hat außer den 

personaldaten und der beruflichen Verwendung des Auslän­
ders auch den BesChäftigtenstand. aufgeschlüsselt nach 
In- und Ausländern sowie nach Arbeitern und Angestellten, 

zu enthalten. 

§ 27. Alle Behörden und Amter, die Bau­
arbeiter-Urlaubskasse, die Träger der Sozialver­
sicherung und die gesetzlichen Interessenvertre­
tungen haben im Rahmen ihres Wirkungs­
bereiches die Landesarbeitsämter und Arbeits­
ämter bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
diesem Bundesgesetz zu unterstützen. 
'Oer Hauptverband der österreichischen Sozialversiche­

rungsträger (§ 31 des Allgemeinen SozialversicherUngs­

gesetzes. BGB1.Nr. 189/19551 hat insbesondere die zur 
Durchführung des § 12 Abs. 3 lit. c erforderlichen Daten 
im zusammenhang mit der An- und Abmeldung von Ausländern 

zur sozialversicherung den Behörden der Arbeitsmarktver-

waltung zu übermitteln • 
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S 28. (1) Personen, die 
a) entgegen den 5S 3 und 31 Abs. 1 Z. 1 einen 

Ausländer, für den weder eine Beschäfti­
gungsbewilligung (55 4, 31 Abs. 1 Z. 1 
und 32 Abs. 1) erteilt noch ein Befreiungs­
schein (55 15 und 32 Abs. 1) ausgestellt 
wurde, beschäftigen oder 

b) entgegen dem 5 18 die Arbeitsleistungen 
eines Ausländers, der von einem aus­
ländischen Arbeitgeber ohne einen im Bun­
desgebiet vorhandenen Betriebssitz im In­
land beschäftigt wird, in Anspruch ~ehmen, 
ohne daß für den Ausländer eine Beschäfti­
gungsbewilligung (S 18 Abs. 1,4 und 7) er­
teilt wurde, 

begehen eine Verwaltungsübertretung und sind, 
sofern die Tat nicht nach einer anderen Vor­
schrift mit- strengerer Strafe bedroht ist, von der 

Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe von 
2500 S bis 30.000 S, im Wiederholungsfalle von 
5000 S bis 60.000 S zu bestrafen. 

(2) Personen, die 

a) entgegen den 55 3 Abs. 3, .. und 5 und 31 
Abs. 1 Z. 1 einen Ausländer beschäftigen, 
ohne die Beschäftigung dem zuständigen 
Arbeitsamt rechtzeitig anzuzeigen, 

b) entgegen dem § 18 Abs. 3, 5 und 6 die 
Arbeitsleistungen eines Ausländers, der von 
einem ausländischen Arbeitgeber ohne einen 
im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz 
im Inland beschäftigt wird, in Anspruch 
nehmen, ohne die Beschäftigung dem zu­
ständigen Arbeitsamt rechtzeitig anzu­
zeigen, oder 

c) entgegen dem § 26 Abs. 1 den Landes­
arbeitsämtern und Arbeitsämtern sowie 
den Arbeitsinspektoraten und den sonst 
zur Wahrnehmung "deS Arbeitnehmer­
schutzes berufenen Behörden "auf deren 
Verlangen Anzahl und Namen der im Be­
trieb beschäftigten Ausländer nicht be­
kanntgeben; die zur Durchführung dieses 
Bundesgesetzes notwendigen Auskünfte 
nicht erteilen oder in die erforderlichen 
Unterlagen nicht EinsiCht gewähren, 

§ 28. (1) Personen, die 

1. entgegen dem § 3 einen Ausländer beSChäftigen, für 
den weder eine Beschäftigungsbewilligung (§ 4) er­
teilt wurde noch ein Befreiungsschein (§ 15) ausge­
stellt wurde, oder 

2. entgegen dem § 18 die Arbeitsleistungen eines Auslän­
ders, der von einem ausländischen Arbeitgeber ohne 
einen im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz im In­
land beSChäftigt wird, in Anspruch nehmen, ohne daß 
für den Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung 
(§ IB Abs. 1, 4 und 7) erteilt wurde, 

begehen eine Verwaltungsübertretung und sind, sofern die 

Tat nicht nach einer anderen Vorschrift mit strengerer 
Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde 
mit Geldstrafe von 10 000 S bis 60 000 S, im WiederhO­
lungsfalle von 20 000 S bis 120 000 S zu bestrafen. 

(2) Personen, die 

1. entgegen dem § 3 Abs. 3, 4 und 5 sowie § 26 Abs. 3 

einen Ausländer beSChäftigen, ohne die BeSChäftigung 
dem zuständigen Arbeitsamt reChtzeitig anzuzeigen, 

2. entgegen dem § 1B Abs. 3, 5 und 6 die Arbeitsleistun­
gen eines Ausländers, der von einem ausländischen Ar­
beitgeber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen Be­
triebssitz im Inland beSChäftigt wird, in Anspruch 
nehmen, ohne die Beschäftigüng dem zuständigen Ar­
beitsamt rechtzeitig anzuzeigen, oder 

3. entgegen dem § 26 Abs. 1 den Landesarbeitsämtern und 
Arbeitsämtern sowie den Arbeitsinspektoraten und den 
sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes beru­
fenen Behörden auf deren Verlangen Anzahl und Namen 
der im Betrieb beSChäftigten Ausländer nicht bekannt­
geben, die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
notwendigen AUSkünfte nicht erteilen oder in die er­
forderlichen Unterlagen niCht Einsicht gewähren, 
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begehen eine Verwaltungsübertretung und sindj 

sofern die Tat nicht nach einer anderen Vorschrift 
mit strengerer Strafe bedroht ist, von der Bezir~­
verwaltungsbehörde mit Geldstrafe von 1000 S 
bis 15.000 S zu bestrafen. 

. (3) Personen, die entgegen dem § 26 Abs. 2 
die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
eines Ausländers nicht unverzüglich dem zu­
ständigen Arbeitsamt anzeigen, begehen eine Ver­
waltungsübertrerung und sind, sofern die Tat 
nicht nach einer anderen Vorschrift mit 
strengerer Strafe bedroht ist, von der Bezirksver­
waltungsbehörde mit Geldstrafe bis" 5000 S zu 
bestrafen. 

(4} Personen, die entgegen dem § 16 Abs. 2 
einen Befreiungsschein (§§ 15 und 32 Abs. 1) vor­
sätzlich nicht" zurückstellen, begehen eine Ver­
walrungsübertrerung und sind von der Bezirks­
verwalrungsbehörde mit Geldstrafe bis 5000 S zu 
bestrafen. 

(5) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 bis 4 
verhängten Geldstrafen fließen dem Reservefonds 
gemäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsge­
setzes 1958 zu. 

§ 29. Einem Ausländer, der "entgegen den Vor­
schriften dieses Bundesgesetzes Qhne Beschäfti­
gungsbewilligung beschäftigt· wird, stehen gegen­
über dem ihn beschäftigenden Betriebsinhaber 

für die Dauer der Beschäftigung die gleichen An­
sprüche wie auf Grund eines gültigen Arbeits­
vertrages zu. 

begehen eine Verwaltungsübertretung und sind, sofern die 

Tat nicht nach einer anderen Vorschrift mit strengerer 

Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde 
mit Geldstrafe von 4 000 S bis 30 000 S zu bestrafen. 

(3) Personen, die entgegen dem § 26 Abs. 2 und 3 

die Beendigung des BeSchäftigungsverhältnisses eines 
Ausländers nicht unverzüglich dem zuständigen Arbeitsamt 

anzeigen, begehen eine Verwaltungsübertretunq und sind, 

sofern die Tat nicht nach einer anderen Vorscnri ft mit 

strengerer Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwal­
tungsbehörde mit Geldstrafe bis 10 000 S zu bestrafen. 

(4) Personen, die entqegen dem § 16 Abs. 2 

einen Befreiungsschein (S 15) vorsätzliCh nicht zu­

rückstellen, begehen eine Verwaltunqsübertretung und 

sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld­

strafe bis 10 000 S zu bestrafen. 

(5) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 bis 4 

verhängten Geldstrafen fließen dem Reservefonds ge­

mäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 

zu. 

§ 29. Einem Ausländer, der entgegen den Vor­
schriften dieses Bundesgesetzes Qhne Beschäfti­
gungsbewilligung beschäftigt wird, stehen gegen­
über dem ihn beschäftigenden Betriebsinhaber 

. die gleichen An-
sprüche wie auf Grund eines gültigen Arbeits­
vertrages zu. 
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ABSCHNITI VII 

Oberga ngsbestim m un g en 

§ 31. (1) Bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ist für die 
Erteilung einer ~eschäftigungsbewilligung Ab­
schnitt TI nach. Maßgabe folgender Bestimmungen 
anzuwenden: . 

1. Sind die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 
Z. 5; 7 und 8 gegeben, liegt weiters eine 
vorläufige ärztliche Bescheinigung gemäß 
Z. 2 dieses Absatzes vor und sind dem 
Arbeitsamt keine sonstigen Grunde, insbe­
sondere im Sinne des § 4, bekannt, die der 
Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 
entgegenstehen würden, ist eine vorläufige 
Beschäftigungsbewilligung in Form einer Be­
scheinigung auszustellen . 

. 2. Spätestens bei Einbringung des Antrages 
auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilli­
gung . muß sichergestellt sein, daß ein Ver­
fahren für die Zulassung des Ausländers zu 
einer ärztlichen Untersuchung im Sinne des 
§ 5 Abs. 1 und 2 unverzüglich eingeleitet 
wird. Ergibt die erste ärztliche Untersuchung 
keinen Anhaltspunkt für das Vorhandensein 
einer Krankheit oder eines körperlichen Zu­
standes im Sinne. des S 5 Abs. 1 und 2, so 
ist noch vor Einlangen der Laborbefunde 
eine vorläufige ärztliche Bescheinigung aus­
zustellen, die unverzüglich dem zuständigen 
Arbeitsamt zu übermitteln ist. Die Vor­
schriften des Bazillenausscheidergesetzes, 
StGBl. Nr. 153/1945, werden durch diese 
Bestimmungen nicht berührt.· 

3. Anträge auf Erteilung einer Beschäftigungs­
bewilligung sind spätestens bis zum Ablauf 
der gesetzlichen Anmeldefrist zur Sozialver­
sicherung zu ·stellen. Der Antrag hat den 
Nachweis über die ordnungsgemäße Anmel­
dung zur gesetzlichen Sozialversicherung zu 
enthalten. 

"T3 

Der Abschnitt VII entfällt. 
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4. Sind die Voraussetzungen nach Z. 1 bis 3 
gegeben, ist die vorläufige Beschäftigungs­
bewilligung ab dem Tage der Beschäftigungs­
aufnahme auszustellen und mit längstens 
sechs Wochen zu befristen. Sie ist in be­
gründeten Fällen zu verlängern. Für die 
Ausstellung der Bescheinigung gilt S .20 
Abs .. 6 sinngemäß. Die Bescheinigung ver­
liert spätestens mit der Entscheidung über 
den Antr2g ihre Wirkung. 

(2) Wird weder die vorläufige Beschäftigungs­
bewilligung gemäß Abs. 1 noch die Beschäfti­
gungsbewilligung gemäß Abschnitt II erteilt, gilt 
die Zeit der Beschäftigung eines Ausländers bis 
zur Erlassung des Bescheides als befristetes 
Arbeitsverhältnis. 

(3) Eine Beschäftigung über den Zeitpunkt des 
Ablaufes der gesetzlichen Anmeldefrist zur 
Sozialversicherung hinaus, ohne daß ein Antrag 
auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung ein­
gebracht wurde, oder über die Geltungsdauer 
eirier vorläufigen Beschäftigungsbewilligung hin-

. aus, ohne daß eine Beschäftigungsbewilligung ge­
mäß Abschnitt II erteilt wurde, gilt als Ver­
waltungsübertretung im Sinne des § 28. 

§ 32. (1) Sicherungsbescheinigungen, Beschäfti­
gungsgenehmigungen und Arbeitserlaubnis sowie 
Befreiungsscheine, die auf Grund der bisher 
geltenden Vorschriften ausgestellt und für einen 
über den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes hinausgehenden Zeitraum erteilt 
wurden, behalten ihre Gültigkeit bis zum Ablauf 
des Zeitraumes, für den sie erteilt wurden. 

(2) Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes über 
den Widerruf von erteilten Sicherungsbescheini­

: gungen, Beschäftigungsbewilligungen und ausge­
: stellten Befreiungsscheinen gelten auch für die im 
Abs. 1 genannten Sicherungsbescheinigungen, Be­
sshäftigungsgenehmigungen und Befreiungs­
scheine. 

. (3) Ausländer, die im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieses Bundesgesetzes in einem Lehrver­
hältnis stehen, dürfen bis zur Beendigung des 
Lehrverhältnisses und der gesetzlichen oder. 
kollektivvertraglichen Verpflichtung zur Weiter­
verwendung ohne Beschäftigungsbewilligung oder 
Befreiungsschein nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes weiterbeschäfcigt werden. 

i 
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(4) Die bis zum Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes zurückgelegten Zeiten, während denen 
der Ausländer gemäß den Bestimmungen der Ver­
ordnung über ausländische Arbeitnehmer vom 
23. Jänner 1933, deutsches RGBl. I S. 26, im 
Bundesgebiet ununterbrochen beschäftigt (§ 2 
Abs. 2) war, gelten als Beschäftigungszeiten nach 
diesem Bundesgesetz. 

(5) Die bis zum Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes im Bundesgebiet zurückgelegten Zeiten, 

die nach den Bestimmungen der Verordnung 
über ausländische Arbeitnehmer vom 23. Jänner 
1933 auf den zehn;ährigen ununterbrochenen 
Aufenthalt anzurechnen gewesen wären, gelten, 
sofern diese Zeiten nicht bereits nach Abs. 4 zu 
berücksichtigen sind, als Beschäftigungszeiten im 
Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn sie in Verbin­
dung mit im Anschluß daran erbrachten, nach 
diesem Bundesgesetz anrechenbaren Beschäfti­
gungszeiten in ihrer Gesamtheit die nach diesem 
Bundesgesetz für die Erlangung eines Befreiungs­
scheines erforderlichen Beschäftigungszeiten er­
geben. . 

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

e) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen. der 
Bundesminister f~r soziale Verwaltung. 

f -

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

·e) hinsichtlich S 1 Abs. 2 lit. ~ der Bundes­

kanzler, 

f) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen. der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

15" 
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